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  Grußwort


  2012 wurde Oberhausen 150Jahre alt. Das war und ist ein guter Grund sich zu erinnern. Immer wieder haben mich im Laufe der Jahre Oberhausenerinnen und Oberhausener angesprochen, ob es nicht mal wieder Zeit würde für ein neues Oberhausen-Geschichtsbuch.


  Immerhin ist das letzte 1965 erschienen, das ist fast ein halbes Jahrhundert her. Den Anstoß, von der Idee zur konkreten Umsetzung zu kommen, gab die Verabschiedung von Dr.Peter Langer als Leiter der Heinrich-Böll-Gesamtschule Mitte 2009.Damals habe ich ihn, den Vorsitzenden der Historischen Gesellschaft Oberhausen (HGO), gebeten, in seiner hinzugewonnenen Freizeit sich um ein neues Stadtgeschichtsbuch für Oberhausen zu kümmern.


  Er hat die Aufgabe angenommen und sie gemeinsam mit seinem Mitherausgeber Dr.Magnus Dellwig sowie den Autorinnen und Autoren, dem Redaktions- und dem Herausgeberteam zum Erfolg geführt.


  Pünktlich zum Jubiläumsjahr 2012 lag ein neues und umfassendes Werk über die Stadtgeschichte vor. Es gliedert sich in vier Bände:


  ■ Band1 beschreibt die vorindustrielle Zeit bis zum 19.Jahrhundert. Er stellt die Stadtteile in den Mittelpunkt für eine Zeit, zu der es Oberhausen noch nicht gab.


  ■ Band2 setzt 1758 an. Er schildert die Industrialisierung und die Stadtbildung von der Gründung der St.Antony-Hütte bis ins frühe 20.Jahrhundert.


  ■ Band3 befasst sich mit dem Zeitraum von 1914 bis 1945 und stellt dabei die politische Geschichte in den Mittelpunkt.


  ■ Band4 ist zeitlich gesehen der aktuellste Band. Er behandelt die Zeitgeschichte nach dem Zweiten Weltkrieg. Dabei macht ihn die Vielseitigkeit der thematischen Zugänge zur Stadtgeschichte besonders lesenswert.


  Beeindruckende 35Autorinnen, Autoren und Interviewpartner haben die Stadthistorie aufgearbeitet und auf mehr als 1.800Seiten dargestellt. Das ist bislang einmalig in der Geschichte der Städte im Ruhrgebiet. S.ist ein überaus spannendes Bild von der Entwicklung Oberhausens entstanden, das eine große Verbreitung und Leserschaft verdient.


  Mein ganz besonderer Dank gilt den zahlreichen Autorinnen und Autoren, die in ihrer Freizeit mit großem Zeitaufwand und noch größerem Enthusiasmus dieses umfassende Oberhausener Geschichtsbuch geplant, geschrieben und herausgegeben haben.


  Die Erstveröffentlichung im September 2012fand bei der geschichtsinteressierten Bürgerschaft derart großes Interesse, dass die neue Stadtgeschichte schon zu Weihnachten 2012 vergriffen war.


  Den Herausgebern ist es daraufhin gelungen, finanzielle Förderer und den Oberhausener Verlag Karl Maria Laufen für eine Neuveröffentlichung als Studienausgabe zu gewinnen. Diese verfolgt den hohen Anspruch, allen Interessierten in Stadt und Wissenschaft das Werk zu attraktiven Konditionen erneut zugänglich zu machen. Ebenfalls ist beabsichtigt, Folgebände zu Themen von gesamtstädtischer Bedeutung zu veröffentlichen. Dafür danke ich allen Beteiligten im Namen der Stadt Oberhausen, ihrer Bürgerinnen und Bürger ausdrücklich.


  Glück auf und viel stadtgeschichtliches Lesevergnügen!


  Klaus Wehling


  Oberbürgermeister


  
    
  


  Vorwort der Herausgeber


  Dieser Band der Stadtgeschichte von Oberhausen nimmt die drei Jahrzehnte von 1914 bis 1945 in den Blick, die heute gelegentlich als der „Zweite Dreißigjährige Krieg“ bezeichnet werden. Diese Kennzeichnung bringt zum Ausdruck, was die Menschen in diesen Jahren durchmachen mussten. Mehr als in anderen Epochen bekamen die einfachen Menschen zu spüren, wie sehr ihr Leben von der Politik bestimmt wurde. Die Stadtgeschichte der Zeit von 1914 bis 1945 muss deshalb als politische Geschichte geschrieben werden: Es muss gezeigt werden, welche Kräfte die Kommunalpolitik bestimmten und wie die so genannte „große Politik“ auf das Leben der „kleinen Leute“ einwirkte.


  Dabei stößt der Historiker auf die – für manche vielleicht überraschende – Tatsache, dass die große Mehrheit der Männer und Frauen in Oberhausen nach 1918 keineswegs „ihren alten Kaiser Wilhelm“ wieder haben wollten. Sie wussten, wie Demokratie funktioniert, und wählten bis 1930 mit großer Mehrheit die demokratischen Parteien. Es waren die so genannten „Eliten“, die vom „Geist von 1914“ träumten und sich in die Kaiserzeit zurücksehnten. Erst in den dreißiger Jahren, im Elend der Weltwirtschaftskrise, gelang es den Feinden der Demokratie auch in Oberhausen, die Weimarer Republik zu zerstören.


  Im Unterschied zu anderen deutschen Großstädten hat Oberhausen schon vor fünfzig Jahren eine Gedenkhalle für die Opfer des Nationalsozialismus errichtet. In Ausstellungen, Publikationen und Veranstaltungen haben die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Gedenkhalle die Geschichte des Nationalsozialismus in Oberhausen vorbildlich aufgearbeitet. Nicht nur die Opfer, sondern auch die Täter, ihre Helfer und die im Hintergrund wirksamen Strukturen waren Gegenstand der Forschungsarbeit. Wenn wir im vorliegenden Band den Versuch machen, die Stadtgeschichte von Oberhausen in den Jahren 1914 bis 1945 im Überblick darzustellen, so wissen wir wohl, dass dies ohne die in der Gedenkhalle geleisteten, diversen Vorarbeiten schwer möglich gewesen wäre. Dafür schulden wir den gegenwärtigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, aber auch ihren Vorgängern Dank und Anerkennung.


  Ausdrücklich bedanken möchten wir uns auch bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Stadtarchivs Oberhausen. Sie haben uns in den vergangenen Jahren Zugang verschafft zu allen Materialien, die wir brauchten, und uns mit Rat und Tat zur Seite gestanden.


  Gerade für diesen Band waren die Bestände des ehemaligen GHH-Archivs (jetzt RWWA Bestand 130) besonders wichtig. Sie werden vom Rheinisch-Westfälischen Wirtschaftsarchiv zu Köln bestens gepflegt und sind durch die Online-Findbücher für den Benutzer bequem zugänglich. Für die jederzeit freundliche Hilfe und Beratung im RWWA in Köln, namentlich durch Herrn Dr.Weise und Herrn Greitens, möchten wir uns an dieser Stelle ganz besonders bedanken.


  Als Herausgeber möchten wir noch auf Folgendes hinweisen: Am Ende der vier Bände finden Sie jeweils eine Reihe von Begriffserläuterungen. Auf die dargestellten Begriffe wird im Text mit einem grauen Dreieck (▶) aufmerksam gemacht. Sodann möchten wir darauf hinweisen, dass die Autorinnen und Autoren für die mitunter wertenden Aussagen in ihren Beiträgen allein verantwortlich sind.


  Die schriftliche Darstellung historischer Prozesse wird nie den Geschmack aller treffen. Es wird stets andere Meinungen geben. Das ist gut und notwendig, wenn neue Sehweisen vorgestellt und diskutiert werden. Die hier versammelten Autorinnen und Autoren wünschen sich eine sachliche und offene Auseinandersetzung, denn sie haben nach Zeit und Umständen das Möglichste geleistet.


  Konstruktive Kritik ist immer erwünscht und wird unter stadtarchiv@oberhausen.de entgegengenommen. Anonym verfasste Kommentare werden allerdings nicht beantwortet. Die Mitglieder der Redaktion und alle Autorinnen/​Autoren wünschen den Leserinnen und Lesern eine interessante und erkenntnisreiche Lektüre.


  Oberhausen, November 2014


  Magnus Dellwig


  Peter Langer


  
    
  


  Peter Langer


  Oberhausen im Ersten Weltkrieg


  Streiflichter aus der Kriegszeit 1914 bis 1918


  Die Begeisterung der ersten Augusttage 1914 erfasste auch in Oberhausen weite Kreise der Bevölkerung. Die bürgerliche Presse berichtete ausführlich darüber. Die realistischere Sicht vor allem in der Arbeiterschaft fand in der Lokalpresse keinen Ausdruck. Aber Indizien, die nicht in das vorherrschende Bild passten, gab es durchaus – dazu unten mehr.


  Große Menschenmassen versammelten sich seit dem 28.Juli, dem Tag der österreichischen Kriegserklärung an Serbien, täglich auf dem Altmarkt, wo sich die Redaktion des „Generalanzeigers“ befand. Dort wurden die neuesten Meldungen per Aushang bekanntgegeben. Die Verkündung der „drohenden Kriegsgefahr“ am 31.Juli und der Mobilmachung am 1.August wurde auf dem Altmarkt jeweils mit großen patriotischen Kundgebungen gefeiert. Der Vorsitzende des Oberhausener Kreiskriegerverbandes, Fabrikbesitzer Hauptmann d. R.Becker, putschte die Stimmung in einer Ansprache auf. Zum Abschluss sangen alle das Lied von der „Wacht am Rhein“ und die Nationalhymne, damals noch „Heil Dir im Siegerkranz, Retter des Vaterlands“.


  Tausende Oberhausener erhielten den Stellungsbefehl. Die Freiwilligen konnten anfangs gar nicht alle in die Armee aufgenommen werden. Die einberufenen Männer marschierten durch fahnengeschmückte Straßen, teils hinter Musikkapellen, zum militärisch abgesperrten Oberhausener Bahnhof. Die meisten Oberhausener fuhren aber zunächst nicht weit, nur nach Mülheim in die dortigen Garnisonen. Ihre Illusionen schrieben sie, wie Tausende ihrer Kameraden, mit Kreide außen auf die Waggons: „Zum Schützenfest nach Paris“ oder „Die Kaiserparade ist in Moskau“.


  Oberbürgermeister Havenstein wurde beim Infanterieregiment 55 in Wesel einberufen. Am 3.August 1914 erschien er im Ratssaal „feldmarschmäßig in der Uniform eines Hauptmanns“. Am Schluss seiner Abschiedsrede brachte er ein „Hoch auf Deutschland, den Kaiser und die Armee“ aus. „Der oberste Repräsentant der Stadt produzierte sich [damit] öffentlich als derjenige Kriegertypus, den die Kriegervereine auf ihren Festen produziert und kultiviert hatten.“1 Der Generaldirektor der GHH und Stadtverordnete Paul Reusch hielt auch eine patriotische Rede, die er allerdings wohltuend un-kriegerisch mit dem Bergmannsgruß „Glück auf“ schloss.2 Havensteins Amtsgeschäfte übernahm der Beigeordnete Körnicke.


  Der Friedensfahrplan war auf dem Eisenbahnknotenpunkt Oberhausen vom ersten Kriegstag an außer Kraft gesetzt. Angeblich im Minutentakt rollten Truppen- und Waffentransporte durch. Das Rote Kreuz hatte eine große Verpflegungsstation auf dem Bahnhof eingerichtet, damit die jungen Männer auf dem Weg zur Front nicht hungern mussten. Nur wenige Tage später musste das Oberhausener Rote Kreuz sich um 272Verwundete kümmern, die mit dem ersten Verwundeten-Transport auf dem Bahnhof ankamen. In den Oberhausener Krankenhäusern wurden in aller Eile 700Betten für die Verwundeten bereitgestellt. Sie waren schon im September alle belegt. In den folgenden Monaten wurde es für Oberhausen immer schwerer, die große Zahl von Verwundeten zu versorgen. Die schon bald nach Kriegsbeginn spürbare Lebensmittelknappheit im Revier wurde durch die große Zahl der Verwundeten in den Krankenhäusern noch verschärft. Der Chef der GHH nahm dies 1916 sogar zum Anlass, die Reichswehrführung darum zu bitten, keine weiteren Verwundeten mehr ins Ruhrgebiet zu bringen und die Rekonvaleszenten in andere Gebiete Deutschlands zu verlegen.3
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        Abb.1: Soldaten auf dem Oberhausener Bahnhof 1914, GA vom 29.Juli 1934

      

    

  


  Die ersten belgischen Gefangenen, die schon am 9.August auf dem Oberhausener Bahnhof durchfuhren, wurden nicht vom Roten Kreuz versorgt. Sie waren bei den Kämpfen um Lüttich in Gefangenschaft geraten, man transportiert sie jetzt nach Münster. Dass sie die Opfer des deutschen Überfalls auf das neutrale Belgien waren, schrieb der „Generalanzeiger“ nicht.


  Es gibt aber auch Indizien, dass nicht nur Jubel herrschte in diesen ersten Kriegswochen: Ängstliche Sparer bestürmten die Geschäftsstellen der Sparkasse, um sich ihre Einlagen auszahlen zu lassen – angeblich überwiegend Polen, die in Oberhausen lebten und arbeiteten. Viele Lebensmittelgeschäfte wurden durch Hamsterkäufe geleert.4


  Diese Indizien weisen darauf hin, dass es auch in Oberhausen in erster Linie das Großbürgertum war, das in Kriegsbegeisterung schwelgte. Heute wissen wir, dass bei der großen Mehrheit der Bevölkerung, vor allem in der Arbeiterschaft, die Stimmung gedrückt war: „Offensichtlich ist die große Mehrheit der städtischen und ländlichen Bevölkerung im Sommer 1914 von Angst, Ernst und Fatalismus erfasst worden. Insofern reagierte sie auf die Schreckensnachrichten eher rational als mit emotionaler Kriegslust.“5 Es gibt keinen Grund anzunehmen, dass dies in der Arbeiterstadt Oberhausen anders gewesen sein soll.


  Auswirkungen auf die Schwerindustrie


  Sofort in den ersten Kriegstagen Anfang August wurden 5.879Arbeiter der GHH und 374 „Beamte“ eingezogen – bei einer Gesamtbelegschaft von 30.000.Dies führte zu spürbaren Einschränkungen der Stahlproduktion. Von sieben Hochöfen konnten drei nur noch „gedämpft“ betrieben werden.6 Als Ersatz für die fehlenden Arbeiter kamen kurzfristig nur zwei Gruppen in Frage: Vor allem Frauen und in geringerem Umfang Jugendliche. Erst ab 1915 wurden auf den Werken der GHH Kriegsgefangene und Fremd- bzw. Zwangsarbeiter vor allem aus Belgien eingesetzt.


  Die Arbeitsbedingungen der Frauen bei der GHH waren nicht weniger hart als die der Männer. Der Vorstand des Vereins deutscher Eisen- und Stahlindustrieller (VdESI), in dem GHH-Chef Reusch eine wichtige Rolle spielte, lehnte die Verkürzung der Nachtschicht für Frauen auf acht Stunden ganz entschieden ab.7 Als der Regierungspräsident Düsseldorf trotzdem die Acht-Stunden-Schicht ab dem 1.Januar 1916 anordnete, blieb Reusch hart und drohte, die Produktion in der Geschossfabrik Sterkrade auf die Hälfte zu drosseln. „Einführen werde ich die Achtstundenschicht nicht. […] Wir werden dann ja sehen, was die Herren weiter machen.“8 Auch die Bezahlung der Frauen wurde im Vorstand des Vereins deutscher Eisen- und Stahlindustrieller diskutiert. Reusch vertrat in dieser Sache ebenfalls einen besonders harten Standpunkt. Er wollte den Frauen keinesfalls den gleichen Akkordsatz zubilligen wie den Männern: „Das tun wir im Westen nicht.“9


  Im Bergbau und auf den Walzwerken in Oberhausen wurden allerdings nur ganz wenig Frauen eingesetzt. In der Geschossfabrik in Sterkrade dagegen stieg die Zahl der Arbeiterinnen im letzten Kriegsjahr auf fast 3.000.10


  Schon vor Kriegsausbruch hatten sich die Unternehmer der Schwerindustrie Gedanken über den Einsatz von Jugendlichen gemacht. Sie sahen eine Chance, Schutzvorschriften für jugendliche Arbeiter wieder zu beseitigen. Bei einer Besprechung von „Arbeitnordwest“, des Arbeitgeberverbandes im Bereich der Nordwestlichen Gruppe des VdESI, am 14.Juli 1914 in Düsseldorf erhielten die Vertreter der Firmen Tipps, wie die Anträge für die Genehmigung von Nachtarbeit Jugendlicher mit Aussicht auf Erfolg zu stellen waren.


  
    „Unbedingt erforderlich […] ist, immer wieder darauf hinzuweisen, dass die Arbeitsstellen der jugendlichen Arbeiter nur der Ausbildung dieser Arbeiter dienen und die Nachtarbeit keine erhöhte Gefahr für Leben und Gesundheit bringt.“11

  


  Um den Anträgen bei der Gewerbeaufsicht mehr Durchschlagskraft zu verleihen, sollten die Väter vorgeschickt werden.
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        Abb.2: „Warnung“

      

    

  


  
    „Das eine oder andere Werk kann auch einen Hinweis auf die immer mehr von Regierungsseite gewünschte und geförderte Jugendpflege in den Genehmigungsantrag aufnehmen und dabei ausführen, dass ein unbedingtes Erfordernis einer richtigen Jugendpflege die rechtzeitige Erziehung zur Arbeit ist. Schließlich empfiehlt es sich auch zu bemerken, dass durch die Beschränkung der Verdienstmöglichkeit der Jugendlichen die soziale Lage der Älteren verschlechtert wird, was zweifellos auch einen Einfluss auf die Geburtenzahl ausüben wird.“12

  


  Also: Die schwere Nachtarbeit von Jugendlichen in den großen Werken diente der Jugendpflege, wurde von den Arbeiterfamilien gewünscht und erhöhte die Geburtenzahl! GHH-Chef Reusch zeichnete das Schriftstück ab, er hatte gegen diese Sicht der Dinge nichts einzuwenden.


  Einen Monat später – die deutschen Truppen marschierten jetzt an beiden Fronten – konnte die Nordwestliche Gruppe des Arbeitgeberverbandes VdES.den Betrieben die Genehmigung aller Anträge betreffend die Nachtarbeit Jugendlicher und die Verkürzung der Pausenzeiten in Aussicht stellen.13 Wieviele Jugendliche dann tatsächlich nachts in den Fabrikhallen arbeiten mussten, wissen wir nicht.


  Seit 1915 setzte die Schwerindustrie französische Kriegsgefangene ein. Im Gefangenenlager der GHH wurden sie in einem französischsprachigen Aushang über ihre Pflichten informiert:


  
    „Die Verrichtung aller Arbeiten, zu denen die Kriegsgefangenen herangezogen werden, wird im Bedarfsfalle durch Anwendung von Gewalt von ihnen gefordert werden, selbst, wenn die Gefangenen der Ansicht sein könnten, dass die Arbeiten sich auf Kriegslieferungen beziehen. Gefangene können sich nicht auf die Verordnungen und Gesetze ihres Landes berufen, denn während der Kriegsdauer unterstehen sie allein den deutschen Verordnungen und Militärgesetzen. […] Im Falle der Weigerung wird man die Arbeit durch Strafen erzwingen. Es liegt umso weniger Grund vor zur Rücksichtnahme, da im Auslande die deutschen Gefangenen mit den größten Gewalttätigkeiten mit allen möglichen Arbeiten beschäftigt werden.“14

  


  Reusch bat die Geschäftsstelle des VdESI, diesen Aushang den deutschen Behörden nicht zur Kenntnis zu geben, „da wir Wert darauf legen, dass vorläufig an den bestehenden Zuständen nichts geändert wird.“15


  Die deutschen Arbeiterinnen und Arbeiter wurden durch Aushang vor den Kriegsgefangenen „gewarnt“. Sie hatten „gegenüber den gefangenen Feinden die einem Deutschen geziemende Haltung [zu] beobachten“. „Vertraulichkeit“ war ebenso zu vermeiden wie „Verhöhnung und Beleidigung“. „Jeder Verkehr, der nicht streng dienstlich ist, ist zu vermeiden.“16


  Auf dem Walzwerk Oberhausen arbeitete im letzten Kriegsjahr 1917/​18 „ein wahres Völkergemisch“. Die Gesamtbelegschaft von 1960Personen setzte sich, wie folgt, zusammen: 950 deutsche Arbeiter, 180 deutsche Arbeiterinnen, 413 belgische Arbeiter, 32 belgische Arbeiterinnen, 25Griechen, 360Kriegsgefangene (davon 142Franzosen, 21Ukrainer, 102Russen, 41Engländer, neun Belgier, 13Italiener, 32Portugiesen).17 Auch die Belegschaften im Bergbau und in den Sterkrader Betrieben wurden mit jedem Kriegsjahr internationaler.
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        Tabelle 1: Beschäftigte im Kohlenbergbau der GHH 1913 bis 191818
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        Tabelle 2: Beschäftigte in den Sterkrader Betrieben der GHH 1913 bis 191819

      

    

  


  Insgesamt waren die Belegschaften des GHH-Konzerns im Krieg von rund 30.000 im Jahr 1914 auf 42.842 im Jahr 1918 angeschwollen. Wie die deutsche Bevölkerung so hungerten auch die Zwangsarbeiter:


  
    „Als die Beschaffung von Lebensmitteln immer schwieriger wurde und die Klagen der Gefangenen über zu schmale Kost sich häuften, übernahm die Hütte am 1.März 1917 die Verpflegung der Kriegsgefangenen und bald darauf auch der freien Belgier in eigene Regie. Die Grundlage der Verpflegung bildeten für die Kriegsgefangenen die Lebensmittellieferungen des Verpflegungsamtes Hiltrup i. W., für die freien Arbeiter (Belgier und Griechen) die der Gemeinden. Diese Lieferungen aber waren zu knapp, um die Leute arbeitsfähig zu erhalten. Die Bemühungen um offizielle Erhöhung der Rationen waren vergeblich, so dass man auf die spärlichen und leider oft trüben Quellen des freien Handels angewiesen war, um nur ein Mindestmaß der Ernährung für die meist schwere Arbeit der Gefangenen zu sichern.“20

  


  Soweit die Festschrift der GHH von 1935.Der Autor der Festschrift, ehemals Chefredakteur der „Münchner Neuesten Nachrichten“, 1933 zeitweise in Haft, dann lange arbeitslos, schließlich von Paul Reusch für die Festschrift engagiert, hat die Not der Zwangsarbeiter als seriöser Journalist wohl kaum übertrieben.


  Kriegshilfen


  Manchen Familienvater an der Front quälte die Not von Frau und Kindern in der Heimat mehr als die ständige Lebensgefahr in den Schützengräben. Die Werksleitungen der GHH erreichte eine große Zahl von Bittbriefen. Nur ein Beispiel sei ausgewählt: Ende 1915 erkundigte sich ein Unteroffizier, vor dem Krieg Maschinist im Werk Neu-Oberhausen, voller Sorge nach dem Schicksal seiner vier Kinder, das älteste davon neun Jahre. Die Versorgung der Zivilbevölkerung war anscheinend schon zu Beginn des zweiten Kriegswinters so schlecht, dass die Frau ihrem Mann einen verzweifelten Brief geschrieben hatte. Die Werksleitung stellte nach eingehender Prüfung des Falles fest, dass Neu-Oberhausen der Frau eine Krieger-Unterstützung von monatlich 23Mark zahle, ferner einen Mietzuschuss von acht Mark. Zweimal habe sie eine zusätzliche Unterstützung von 20Mark erhalten. „Auch haben wir Weihnachten eines ihrer Kinder beschert.“ Die Frau habe sich mehreren Unterleibsoperationen unterziehen müssen. Die Kosten für die erste Operation in Höhe von 26Mark habe ihr der Arzt bis nach dem Krieg gestundet, die Rechnungen für die weiteren Operationen habe die Armenverwaltung übernommen. Für die Kleidung ihrer Kinder habe sie 43Mark Schulden gemacht, diese werde das Werk begleichen.


  
    „Die Frau macht einen ordentlichen Eindruck, sie scheint aber etwas hysterisch veranlagt zu sein, denn es liegt kein Grund vor, dass die Frau verzweifelt, da ihre Verhältnisse geordnete sind. […] Gleichzeitig haben wir sie gebeten, ihrem Mann solche Klagebriefe nicht mehr zu schreiben und ihn nicht ganz unnötigerweise aufzuregen.“21

  


  Eine Abschrift dieses Schreibens erhielt der Vorgesetzte des besorgten Unteroffiziers an der Front. Für die Familie würde ausreichend gesorgt, „wie es überhaupt Gepflogenheit der Gutehoffnungshütte ist, überall dort helfend einzuspringen, wo eine besondere Notlage Hülfe notwendig macht.“ Für den Unteroffizier liege also kein Anlass vor, „über das Schicksal seiner Familie beunruhigt zu sein“.22


  Sofort mit Kriegsbeginn hatte die GHH der Belegschaft bekannt gegeben, dass die zum Kriegsdienst Eingezogenen sich keine Sorgen über ihre Familien machen sollten. Witwen- und Waisengeld würde für die Hinterbliebenen der Gefallenen genauso bezahlt wie bei Arbeitsunfällen. Die Familien dürften in den Werkswohnungen bleiben, und zwar mietfrei. Die Familien der einberufenen Arbeiter erhielten auch ab 1.September 1914 eine monatliche Unterstützung– Höchstgrenze 46Mark monatlich bei zehn Kindern. Die Familien der einberufenen „Beamten“, in heutiger Ausdrucksweise also der Angestellten, erhielten drei Monate lang das volle Gehalt, dann zwischen 40 und 80Prozent je nach Kinderzahl.
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        Abb.3: Speisezettel der Kriegsgefangenen 1917

      

    

  


  
    
      
        	
          Geschäftsjahr

        

        	
          Mietbeihilfe

        

        	
          Kriegsunterstützung

        
      


      
        	
          1914/​15

        

        	
          183.402

        

        	
          710.892

        
      


      
        	
          1915/​16

        

        	
          334.782

        

        	
          1.078.144

        
      


      
        	
          1916/​17

        

        	
          305.213

        

        	
          928.133

        
      


      
        	
          1917/​18

        

        	
          179.581

        

        	
          541.145

        
      

    


    
      Tabelle 3: Gesamtaufwendungen für die Kriegsunterstützung der Familien von einberufenen Arbeitern bei der GHH 1914 bis 191823

    

  


  Warum in den letzten beiden Kriegsjahren, als die Not am größten war, die Zahlungen zurück gingen, bleibt eine offene Frage. Zum Vergleich die Handlungsspielräume des Spitzenmanagements: Im November 1916 kaufte Paul Reusch, der Vorstandsvorsitzende der GHH, das Schloss Katharinenhof bei Backnang in Nord-Württemberg mit dem großen umgebenden Park für 215.000Mark.24


  Hunger


  Schon im Januar 1915, als alle Illusionen eines kurzen siegreichen Feldzuges zerplatzt waren, hungerten die Menschen in Oberhausen. Die Stadtverordneten mussten eine ganze Sitzung nur dem Mangel an Nahrungsmitteln widmen. Die staatlichen Behörden hatten inzwischen bemerkt, dass Deutschland vor 1914 einen erheblichen Teil seiner Nahrungsmittel hatte einführen müssen. Jetzt stellte der amtierende Oberhausener Verwaltungschef Dr.Koernicke fest, „dass sich der Krieg durch die Blockade Englands anders entwickelt habe als früher. Das Aushungern werde und solle nicht geschehen.“ Die Vorräte reichten angeblich bis zur nächsten Ernte. Dafür müssten die Frauen aber „haushälterisch“ mit den Vorräten umgehen, „um nicht des Hungers wegen Frieden schließen zu müssen“.


  
    „Die Mütter hätten auf ihre Kinder einzuwirken, nicht das Brot zu vergeuden. Jeder könne sparsam sein, ohne dass man Not leide. Man sei durch die langen Friedensjahre verwöhnt und könne viel einfacher leben. Man fände in den Schulklassen zuviel weggeworfenes Brot. Das Frühstück würde in der Pause nicht mehr aufgegessen, manchmal erst auf dem Nachhausewege.“

  


  Der erstaunte Leser fragt sich, woher Dr.Koernicke so genau wusste, wann die Schulkinder ihr Frühstücksbrot aßen und wie oft sie es wegwarfen. Auch „mit dem übergroßen Angebot an Schweinefleisch sei haushälterisch zu verfahren“. Es müsse in „Schnellräuchereien“ zu „Dauerware“ verarbeitet werden – warum dann bei dem angeblich „übergroßen Angebot“ vor allem der Mangel an Fleisch und Fett bei den Schwerarbeiterin frühzeitig zu Unruhen führte, bleibt ein Rätsel. Der Stadtverordnete Funke-Kaiser, Besitzer einer Brotfabrik, ärgerte sich über die Stimmungsmache der Journalisten: „Das Publikum sei durch die Zeitungsschreiber ängstlich geworden. Diese Angst hätte die Hausfrauen zum Mehlaufspeichern gebracht.“ Weil die Hausfrauen Mehl horteten – so der Brotfabrikbesitzer–, stieg die Nachfrage und damit unweigerlich auch der Preis. Den Bäckern sei es verboten, Weißbrot zu backen; dann dürften aber auch „die Hausfrauen ihre Stuten nicht mehr im eigenen Herd backen“. Schwarzbrot sei viel gesünder.25


  1916 war das Jahr nach dem ersten Hungerwinter, gefolgt von einer Ernährungskatastrophe im Frühjahr und Sommer. „Im Grunde war der Krieg im Frühjahr 1916 ernährungswirtschaftlich verloren.“26 Die landwirtschaftliche Produktion ging im Krieg, gemessen am Jahr 1913, um ein Drittel zurück. Die staatliche Bürokratie erwies sich bei der Verteilung der äußerst knappen Nahrungsmittel vielfach als überfordert. Gegen Kriegsende standen einem Schwerarbeiter nur 57 bis 70Prozent des tatsächlichen Kalorienbedarfs zur Verfügung, dem durchschnittlichen Arbeiter lediglich noch 47 bis 54Prozent.27 Bei der GHH betrug die Brotration für unter Tage Arbeitende 250Gramm, also 1.750Gramm pro Woche. Für Schwerarbeiter gab es pro Woche 1.000Gramm zusätzlich, also insgesamt 2.750Gramm Brot. Für je vier Überstunden erhielten die Bergarbeiter 250Gramm hinzu.28 Diese kärglichen Brotrationen schienen jedoch weniger Anlass zu Klagen zu geben als der Mangel an Fett und Kartoffeln und generell die steigenden Preise. Hinzu kam die Kritik von den Gewerkschaften, dass nach der Einführung einer Kinderzulage prompt die Löhne gesenkt worden seien und dass in den Betrieben Lebensmittel bevorzugt an die Mitglieder der „gelben“, also wirtschaftsfriedlichen Gewerkschaften verkauft würden. Als diese Klagen über die Bevorzugung der Mitglieder der gelben Gewerkschaften nicht verstummen wollten, dementierte Reusch energisch.29


  Die Not der städtischen Bevölkerung, vor allem der Arbeiter und ihrer Familien, nahm 1916 solche Ausmaße an, dass im Mai in Berlin das „Kriegsernährungsamt“ (KEA) geschaffen und mit besonderen Vollmachten ausgestattet wurde. Im Vorstand dieser neuen Institution waren alle maßgeblichen Interessenverbände des Reiches vertreten. Für die Arbeitgeber der Schwerindustrie wurde der Vorstandsvorsitzende der GHH Paul Reusch vom Reichskanzler in den Vorstand berufen.


  Sofort nach seiner Berufung empfahl Reusch allen Industriebetrieben eine kurz zuvor bei der GHH durchgeführte Aktion als nachahmenswert: In der letzten Maiwoche wurden 120Ferkel an Arbeiter verteilt; wenn diese vor dem 1.Oktober geschlachtet wurden, waren 30Mark zu bezahlen; wenn die Schweine an diesem Stichtag noch lebten, brauchten die Arbeiter sie nicht zu bezahlen. Die Ferkel-Aktion sollte in den folgenden Wochen noch erheblich ausgeweitet werden.30 Die erzieherische Absicht war unverkennbar: Den Arbeitern sollte klar gemacht werden, dass die Ernährungsprobleme zu bewältigen waren, wenn nur jeder sorgsam und vorausschauend mit den vorhandenen Ressourcen umging. Die Herren im Kriegsernährungsamt, also auch Reusch, wussten, dass die Frauen oft mehrere Stunden in der Schlange stehen mussten und am Ende doch keine Nahrungsmittel bekamen. Die täglichen „Polonaisen“ – so Reuschs Bezeichnung für die Lebensmittelschlangen vor den Geschäften – waren die Hauptursache der wachsenden Unzufriedenheit und störten überdies den Straßenverkehr. Die Ausgabe der Kartoffeln wollte Reusch deshalb auf die Schulhöfe verlegen.31 Der Oberbürgermeister reagierte mit dem trockenen Hinweis, dass die Kartoffelverteilung bisher immer gut funktioniert habe.32


  Rüstungsproduktion


  Bis zum Ende des Jahres 1914 stellte die GHH den Stahl- und Walzwerkbetrieb auf den unmittelbaren Kriegsbedarf um. Im Dezember 1914 begannen die Oberhausener Walzwerke der GHH mit dem Walzen von Granatstahl. Sieben Tage in der Woche wurde rund um die Uhr für die Rüstung produziert.
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        Tabelle 4: Erzeugung und Versand von Geschossstahl der Walzwerke Oberhausen und Neu-Oberhausen33


        * Darin enthalten nicht selbst erzeugter, nur geschnittener Stahl.

      

    

  


  Die wichtigste Waffenschmiede der GHH war jedoch das Werk Sterkrade. Dort wurde die Produktion im ersten Kriegsjahr ganz auf Geschosse, Minenwerfer und Geschütze umgestellt. In kürzester Zeit wurde der Raum in den Maschinenbau-Hallen verdoppelt. Bis zum Ende des Krieges verließen insgesamt 25Millionen Granaten, Schrapnells und Wurfminen die Fabrik in Sterkrade.


  Der Brückenbau in Sterkrade, der vor 1914 große Bauwerke in der ganzen Welt errichtet hatte, musste seine Arbeiten in London, Argentinien, Kamerun und Ostafrika abbrechen und fand Ersatzaufträge in der Herstellung von Pioniergerät (Gelenkbrücken, Luftschiffhallen u.ä.). Besonders wichtig waren auch die Aufträge für die Wiederherstellung der zerstörten Brücken in den von deutschen Truppen besetzten Gebieten in Belgien, Frankreich und „Russisch-Polen“. „Die Bauschwierigkeiten in Feindesland [waren] außerordentlich. Trotzdem wurde z.B. die Maasbrücke bei Anhée in achtzehn Tagen wiederhergestellt, in dreißig Tagen die Maasbrücke bei Anseremme.“34 Eine besondere Herausforderung für die Sterkrader Ingenieure war auch die Wiederherstellung der Memelbrücke bei Kowno. Am 14.April 1916 kam Hindenburg höchstpersönlich, um die Memelbrücke einzuweihen. „Die letzte versilberte Schraube wurde von ihm eigenhändig angezogen.“35
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        Abb.4: Diagramm „Gesamtzahl der gepressten Geschosse“

      

    

  


  Krankheiten


  Hunger und Not wurden ab dem Winter 1916/​17 so groß, „dass in den Kranken- und Unfallziffern die Abnahme der körperlichen Kraft und Widerstandsfähigkeit des Volkes zum erschreckenden Ausdruck kam.“36 Dies hatte bei der Grippeepidemie 1918 verheerende Folgen: Die Zahl der Krankheitstage pro Mitglied der Betriebskrankenkasse verdoppelte sich gegenüber 1913.37 Diese dramatische Entwicklung dürfte bei den anderen Industriebetrieben in Oberhausen ganz ähnlich gewesen sein. Und von der Statistik nicht erfasst sind mehrere Tausend Kriegsgefangene und Zwangsarbeiter, deren Gesundheitszustand bestimmt nicht besser war.
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        Abb.5: Die zerstörte und von GHH wieder aufgebaute Brücke bei Anhée

      

    

  


  Der Hunger wurde von der Konzernleitung teilweise auch für die Disziplinierung der Arbeiterschaft instrumentalisiert. Paul Reusch ließ ganz gezielt Speckzuteilungen zur Beruhigung und Streikvermeidung in seinen Betrieben einsetzen. Solange ihm seine Untergebenen die Lage im Revier als ruhig beschrieben, ordnete er an, den Speck zurückzuhalten. Für seine Korrespondenz benutzte er ganz stilvoll den Kopfbogen des „Russischen Hofes“ in Berlin – eines Hauses, das sich auch in diesen Steckrübenwintern seiner „anerkannt vorzüglichen Küche“ rühmte. Dann aber drängte Direktor Woltmann, Reuschs Stellvertreter im GHH-Vorstand, u.a. zuständig für die betrieblichen Wohlfahrtseinrichtungen: „Die Sonderzuteilung von Speck ist den Bergarbeitern in der vorigen Woche aufgrund unserer Besprechung zugesagt. Diese Zuteilung bildete eins der Mittel, um die Arbeiterschaft in dieser Woche ruhig zu halten. Wir müssen daher den Speck unbedingt in dieser Woche verteilen.“ Erst danach gab Paul Reusch aus Stuttgart telegraphisch grünes Licht: „Speckverteilung kann vorgenommen werden. Preisfrage ist offen zu lassen.“ In einem unmittelbar folgenden Brief machte er klar, dass der Speck „zum Höchstpreise abzugeben“ sei.38
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        Abb.6: Hindenburg an der Memelbrücke bei Kowno „Die letzte versilberte Schraube wurde von ihm eigenhändig angezogen.“

      

    

  


  Die Methode der Zurückhaltung bzw. Zuteilung von Speck wurde im April 1917 bei Unruhen auf den Zechen Osterfeld und Jacobi eingesetzt. Auf den Jacobi-Schächten fuhren am 16.April 1917 von 486Mann 251Bottroper nicht an. Grund war die Tatsache, dass in Bottrop, wo am 15.April eine Verringerung der Brotzuteilung in Kraft getreten war, den Bergleuten die ursprünglich zugesagten Zusatz-Lebensmittel verweigert wurden. Am 17.April schlossen sich die Osterfelder Kumpel auf Jacobi dem Streik an. Einen Tag später fuhr die ganze Be-legschaft wieder an. An diesem 18.April trat aber ein Teil der Bergleute auf der benachbarten Zeche Osterfeld in Streik. Auch hier stand die Forderung nach ausreichender Verpflegung ganz oben. In Verhandlungen mit dem ▶ Arbeiterausschuss erreichte die Zechenleitung, dass die Arbeiter den Streik am 19.April beendeten. Jetzt war der Funke auf die Zeche Sterkrade übergesprungen. Eine Belegschaftsversammlung forderte dort am 20.April 1917 eine 30-prozentige Lohnerhöhung und mehr Lebensmittel. Auf Hugo in Sterkrade wurden an diesem Tag die gleichen Forderungen gestellt.39


  Im Juni und im September 1917 streikten die Arbeiter des Walzwerks Neu-Oberhausen, um „eine 100%ige Zulage für Sonntagsarbeit zu erhalten“. Die Arbeitskämpfe zogen sich lange hin. Die GHH-Direktoren, zweifellos in vollem Einvernehmen mit Paul Reusch, fuhren jetzt eine ganz harte Linie: Wer streikt, kommt an die Front. Woltmann berichtete im November 1917 vom Besuch eines Offiziers, der ihm die Überlegungen des Generalkommandos bezüglich der Einberufung streikender Arbeiter mitteilte. Die Militärs zögerten anscheinend, bevor sie eine so harte Maßnahme durchführten. Woltmann vertrat demgegenüber den „Standpunkt, […] dass eingezogen werden muss“.40


  Die Stadtverordnetenversammlung 1918


  Der Oberhausener Oberbürgermeister Havenstein war im August 1918 nach Ablauf seiner ersten Amtsperiode von der Stadtverordnetenversammlung einstimmig wiedergewählt worden. Wie setzte sich diese bis zum März 1919 weiter amtierende Versammlung zusammen? In Oberhausen, einer Stadt mit 1911 über 90.000, 1915 rund 103.000Einwohnern, gab es bei der letzten Vorkriegswahl 1912folgende Einteilung der Wahlberechtigten. DerI.Klasse gehörten 289Personen an (das waren 2,7Prozent der Wahlberechtigten), derII. Klasse 2.285Personen (21,7Prozent) und derIII. Klasse 7.969Personen (75,6Prozent).41


  Jede Klasse erhielt ein Drittel der Mandate, wobei die Großfirmen nach internen Absprachen noch in der dritten Klasse regelrechte Quoten für sich beanspruchten.42 Die Werksleitungen nahmen massiv Einfluss auf das Wahlverhalten ihrer Arbeiter.


  
    „Zum Teil wurde unmittelbar in den Betrieben gewählt; aus den Instruktionen an die Meister und Aufseher lässt sich entnehmen, dass man in der Regel den Arbeitern schon vor der Wahl die ‚richtige‘ Wahlkarte gab; wollte der Arbeiter einen anderen Kandidaten als den der ‚Hüttenpartei‘ wählen, so hatte er offen eine andere Wahlkarte zu fordern, was von einem GHH-Beamten, der direkt neben der Wahlurne platziert war, sofort festgehalten wurde.“43

  


  Ergebnis solcher Praktiken war, dass der Oberhausener Stadtverordnetenversammlung bis 1919 keine Sozialdemokraten angehörten und insgesamt nur vier, den christlichen Gewerkschaften zuzurechnende Arbeiter – bei einer Gesamtzahl von 42Stadtverordneten. Selbst in der dritten Klasse konnten die Großfirmen bis zum Ersten Weltkrieg Direktoren für die Stadtverordneten-Mandate durchsetzen.44 Der Verwaltungsbericht der Stadt Oberhausen listet für dieIII. Abteilung die folgenden Herren Stadtverordneten auf: den Fabrikbesitzer Karl Fecht, den Hüttendirektor und Kommerzienrat Dr.-Ing. Paul Reusch, den Prokuristen Karl Romeiser, den Hüttendirektor Heinrich Zillessen, den Oberingenieur Friedrich Declerck, den Hüttendirektor und Bergrat a. D.Heinrich Mehner, den Betriebsinspektor Reinhold Wagner, den Hüttendirektor Dr. phil. Arnold Woltmann, den Berginvaliden Friedrich Brandt sowie den Hüttendirektor Dr. phil. Paul Lueg.45 Wohlgemerkt: Der dritten Abteilung waren drei Viertel der wahlberechtigten Männer zugeordnet.


  Bilanz


  Dies war menschlich die Bilanz der GHH nach vier Jahren Krieg: Von 12.000Belegschaftsmitgliedern, die zum Kriegsdienst eingezogen worden waren, sind 1.430 gefallen. Eine amtliche Statistik über die Gesamtzahl der Oberhausener Gefallenen und Verwundeten liegt leider nicht vor. Auch die Zahl der Kinder und Frauen, die in den Jahren 1914 bis 1918 an Mangelkrankheiten gestorben sind oder die der Grippeepidemie von 1918 zum Opfer fielen, ist nicht bekannt.


  
    
  


  Peter Langer


  Oberhausen in der Zeit der Weimarer Republik


  Von der Novemberrevolution bis zum Ende der Demokratie


  
    
  


  1.Revolution 1918


  Kriegselend


  Als im Herbst 1918 die kaiserlichen Generäle – wohl wissend, dass Deutschland den Krieg militärisch längst verloren hatte – dazu übergingen, sich aus der Verantwortung zu stehlen, um später demokratischen Politikern die Schuld an der Niederlage zuschieben zu können, da wurde in Oberhausen, Sterkrade und Osterfeld immer noch patriotische Kriegspropaganda verbreitet. Alles was Rang und Namen hatte in Oberhausen, u.a. Oberbürgermeister Havenstein und GHH-Chef Paul Reusch, unterschrieb einen Aufruf zur Zeichnung von Kriegsanleihen, der mit pathetischen Durchhalteparolen getränkt war:


  „Unser Volk und Land steht vor dem letzten und schwersten Gang in diesem gewaltigen Kriege. Amerika und England haben heimtückisch fast die ganze Erde in den Kampf gegen uns gezwungen. Deutschland steht vor seiner Schicksalsstunde. […] Unsere Westfront kann von unseren Gegnern trotz aller Anstürme nicht durchbrochen werden.“1


  Sätze wie diese verbreiteten den Mythos vom „im Felde unbesiegten“ deutschen Heere und bereiteten auch in Oberhausen den Boden für die Giftsaat der Dolchstoßlegende, den bösen Vorwurf, dass die Niederlage durch die Revolution in der Heimat verursacht, der tapfere deutsche Soldat von hinten erdolcht worden sei.


  Die Bereitschaft zur Zeichnung der Kriegsanleihen kann nicht mehr sehr groß gewesen sein. Sonst hätte es der täglichen Beteuerungen über ihre Sicherheit – auch dies z. T. in riesigen halbseitigen Anzeigen2 – nicht bedurft. Der Sterkrader Oberbürgermeister Dr.Most musste die Hausbesitzer bitten, das Kleben der Werbeplakate auf ihre Hauswände zu dulden; die Wände würden später auch wieder gründlich gereinigt. Schaufenster mochten die Kaufleute zu diesem Zweck „nicht gerne hergeben“.3


  Die Ortsgruppen des Volksvereins für das katholische Deutschland hatten Ende September dem Kaiser ein Ergebenheitstelegramm geschickt. Die Antwort wurde am 3.Oktober veröffentlicht:


  
    „Seine Majestät der Kaiser und König haben von der vaterländischen Kundgebung der dortigen Versammlungen […] mit Freuden Kenntnis genommen und danken herzlich für das Gelöbnis, im Kampfe für Deutschlands Daseinsrecht, Ehre und Freiheit fest und unerschütterlich zu Kaiser und Reich zu stehen. Auf Allerhöchsten Befehl: Geh. Kabinettsrat von Berg.“4

  


  Die Menschen in Oberhausen hatten zu dieser Zeit andere Sorgen: Wie sollten sie den herannahenden fünften Kriegswinter überstehen, ohne zu verhungern? Die nüchternen Bekanntmachungen des Nahrungsmittelamtes lassen dies nur erahnen:


  
    „In der Woche vom 7. bis 13.Oktober haben die […] Bezugsscheine für Lebensmittel für die nachbezeichneten Mengen folgende Gültigkeit: Kartoffeln: 7Pfund (65Pfg), Butter: 30Gramm (30Pfg), Fett: 30Gramm Margarine (12Pfg), Zucker: 125Gramm, Marmelade: 100Gramm Kunsthonig (15Pfg). Nährmittel können in der laufenden Woche nicht zur Ausgabe gelangen, damit für die nächste fleischlose Woche eine Ausgabe von Nährmitteln stattfinden kann. Ferner werden ohne Rationierung ausgegeben: Dörrgemüse, Gerstenkaffee, Atlas-Suppenwürze, Nährhefe, Speisesalz, Viehsalz, Lakto-Eipulver. Fleisch und Fleischwaren werden in der laufenden Woche 200Gramm […] ausgegeben. Die Rüstungsarbeiter erhalten wieder die regelmäßige Wurstzulage.“5

  


  Und selbst diese Rationen standen z. T. bald nur noch auf dem Papier: Zwei Wochen später gab es statt Butter nur noch Margarine, und es wurde die vierte fleischlose Woche proklamiert.6 Anfang Dezember gab es statt Butter und Fett nur noch insgesamt 55Gramm „Feintalg“.7


  Die Bergleute waren am Ende ihrer Kraft. In einer von 800Bergleuten besuchten Belegschaftsversammlung der Zeche Osterfeld Mitte Oktober wurde einstimmig die Resolution angenommen, „wonach die Belegschaft sich nur noch imstande fühlt, eine einfache Schicht zu verfahren infolge der unzureichenden Nahrungsmittelversorgung und der niedrigen Löhne, die von der Zeche Osterfeld gezahlt werden“. Dienstags und freitags wurden von den Bergleuten eineinhalb Schichten verlangt.8


  Eine der schlimmsten Folgen der Mangelernährung war die Anfälligkeit für die Grippe. Ein Medizin-Professor empfahl bei einem Vortrag in Oberhausen, da es Milch und Käse nicht mehr gab, in der Apotheke 100Gramm Kalk zu kaufen. „Man löst diesen in sechs Liter Wasser auf und nimmt zu jeder Mahlzeit zwei Esslöffel voll, kleine Kinder die Hälfte.“9 Ob diese Empfehlung wohl viele vor der Grippe bewahrt hat? In der zweiten Oktoberhälfte erkrankten immer mehr Menschen. Die Schulen wurden für zwei Wochen geschlossen. In Sterkrade mussten Lehrerinnen und Lehrer mit den gesunden Kindern in dieser Zeit Bucheckern sammeln, um damit zu Hause dann die karge Kost zu ergänzen.10 Trotzdem starben immer mehr Menschen an den Folgen der Grippe, bis zum Abebben der Epidemie im November pro Woche jeweils mehr als hundert11; die Todesanzeigen für noch recht junge Menschen („nach kurzer schwerer Krankheit“) häuften sich. Am letzten Oktobersonntag gab es in Oberhausen 30Beerdigungen.12


  Wer nicht ausschließlich auf Marken angewiesen war, musste offenbar nicht hungern. Täglich wurden in mehreren Anzeigen Schweine zum Verkauf angeboten. Viele versuchten, die karge Markenkost durch Hamsterfahrten etwas aufzubessern; das Land rund um das Ruhrgebiet würde von „Kartoffelhamsterern“ regelrecht „überschwemmt“. Diese gefährdeten angeblich die Versorgung der Gesamtbevölkerung und sogar des Heeres. Hamsterern wurden deshalb schwere Strafen angedroht; jedermann war aufgefordert, sie anzuzeigen.13
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        Abb.1 „Sämtliche Magermilch wird von heute ab rationiert.“ – „Wieder ein Transport Schweine angekommen“. GA vom 8.Dezember 1918

      

    

  


  Der Ausbruch der Revolution


  Oberbürgermeister Havenstein brachte noch am 4.November, als die Revolte in den Stützpunkten der deutschen Kriegsflotte schon begonnen hatte, in der Stadtverordnetenversammlung ein dreifaches Hoch auf Kaiser Wilhelm aus, in das die Versammlung einstimmte.14


  In den großen Werken rumorte es. Seitdem das „▶ Vaterländische Hilfsdienstgesetz“ in Kraft war, gab es überall gewählte ▶ Arbeiterausschüsse, mit denen die Werksleitung zumindest reden musste, bevor Entscheidungen fielen. Drei Tage nach Havensteins Treueschwur im Rathaus trat der Arbeiterausschuss des Walzwerkes Neu-Oberhausen zusammen. Dieses Werk, daran sei hier noch einmal erinnert, war im Winter 1917/​18 eines der Streikzentren beim Kampf um eine humanere Gestaltung der Sonntags- und Nachtschichten gewesen. Am 7.November 1918 berieten dort elf Mitglieder der Werksleitung mit zehn Arbeitervertretern unter dem Vorsitz von Direktor Ernst Lueg zunächst über Lohnfragen. Besonders kennzeichnend für die ganz und gar nicht klassenkämpferische Einstellung der Arbeitervertreter war ein pathetischer Appell ihres wichtigsten Sprechers A.M.Oberdries an die Arbeitgeber, gemeinsam mit den Vertretern der Arbeiterschaft, das neue Deutschland aufzubauen. Betriebsleiter Lueg konnte sich direkt im Anschluss dazu kurz fassen: „Ich schließe mich dem voll und ganz an.“15


  Wie überall im Rheinland – mit Ausnahme von Düsseldorf und Mülheim/​Ruhr – lief die Revolution auch in Oberhausen nach dem Kölner Muster ab: Soldaten aus Köln brachten die Revolution am 9.November mit der Eisenbahn nach Oberhausen. Auf dem Bahnhof wurde ein provisorischer ▶ Arbeiter- und Soldatenrat gegründet.16 Ein Augenzeuge, der Leiter des Verpflegungsdienstes am Bahnhof, beschrieb die dramatischen Vorgänge einige Wochen später so:


  
    „Am Freitag, den 8.November, abends gegen halb 7Uhr, zerschlug ein Matrose einige Gewehre, andere rissen den Soldaten die Achselklappen ab. […] Die Bahnhofswache von 10Mann unter Führung eines Sergeanten hätte die wenigen Leute ohne weiteres festnehmen können, damit war aber der Ausbruch der Revolution nur aufgeschoben und zwar für wenige Stunden. Dem Sergeanten habe ich auf dessen Frage gesagt, er solle sich mit seinen Leuten in das Wachlokal zurückziehen und den Ereignissen freien Lauf lassen, er würde sonst mit seinen Leuten totgeschlagen, aufhalten könne er die Sache nicht. Die Sache war so gut eingeleitet, dass kurz nachher schon der AS.[Arbeiter- und Soldatenrat] zusammentrat.“17

  


  Der Sterkrader Oberbürgermeister Dr.Most berichtet in seinen Memoiren:


  
    „Am 9.November morgens öffnete sich in meinem Dienstzimmer auf dem Rathaus, kaum dass meine neue Sekretärin eine kurze Meldung anbringen konnte, die Tür, und sieben, mir großenteils unbekannte Männer traten ein. An ihrer Spitze war ein ortsfremder von Kiel her gekommener junger Matrose, der, mit irgendwelchen ‚Vollmachten‘ ausgestattet, den Sterkradern mit dem Revolver imponiert hatte und sich dementsprechend selbstbewusst gab. Er führte sich mit der Versicherung ein, dass sie, die Revolutionäre von Kiel, den Frieden brächten und für Deutschland die Rettung, denn es sei ihm verbürgt, dass noch heute oder morgen in der englischen, französischen und amerikanischen Flotte ebenfalls Revolution ausbrechen würde zur Herbeiführung einer allgemeinen Verbrüderung. Auf mein Zweifeln sagte er wörtlich: ‚Wir wären ja Schufte, wenn wir Revolution gemacht hätten, ohne dessen ganz gewiss zu sein!‘ Man teilte mir weiter mit, dass sich der Arbeiter- und Soldatenrat für Sterkrade gebildet habe. Ob außer dem Matrosen, der nie im Kampf gewesen war, auch nur ein einziger gewesener Soldat dabei war, ist mir zweifelhaft. Der A.- und S.-Rat, so hieß es weiter, sei die höchste Autorität der Stadt, der Oberbürgermeister habe sich ihm unterzuordnen; in jede Abteilung der Verwaltung müsse ein Vertrauensmann des Rates eingesetzt werden und was der Forderungen mehr waren. Ich nahm das alles mit der äußeren Kühle gewaltsamer Selbstbeherrschung entgegen, verteilte die sieben sogleich als Vertrauensleute auf die verschiedenen Abteilungen der Verwaltung.“18

  


  In den nächsten Tagen wurden die Ortsfremden durch gestandene Sterkrader umrahmt bzw. verdrängt – mit der erklärten Absicht, „die Bewegung in ruhige und geordnete Bahnen zu leiten“.19 Oberbürgermeister Most konnte dem Regierungspräsidenten (es musste alles seine Ordnung haben!) Ende November folgende Zusammensetzung des Sterkrader Arbeiter- und Soldatenrates melden: SPD vier, ein freier Gewerkschaftler, drei christliche Gewerkschaftler. Oberbürgermeister Most, zunächst schockiert über den Umsturz, arrangierte sich schnell mit dem Arbeiter- und Soldatenrat. Es gelang ihm, die Kontrolle über die Stadtverwaltung zu behalten, ohne dem „A.- und S.-Rat dies so recht bewusst werden zu lassen“.20 Ab Anfang Dezember galt die Absprache, dass alle Kontakte des revolutionären Rates mit der Stadtverwaltung von Sterkrade über die Person des Oberbürgermeisters laufen sollten.


  In der Stadtverordnetenversammlung Ende November legte Most natürlich seine taktischen Überlegungen nicht offen. Er bescheinigte dem Arbeiter- und Soldatenrat öffentlich den ehrlichen Willen zu sachlicher Zusammenarbeit:


  
    „Es hat mich mit tiefem Schmerz erfüllt, als ich auf dem Rathaus über meinem Amtszimmer zum ersten Mal eine andere Fahne wie die altgewohnte sehen musste. Ich will und kann das nicht verschweigen. Auch das nicht, dass es mir schmerzlich war, als der Arbeiter- und Soldatenrat zuerst in Erscheinung trat. Aber der Arbeiter- und Soldatenrat hat sein bestes eingesetzt, die Verantwortlichkeit, die er sich selbst geschaffen hat, mit Ernst zu erfüllen. Er ist auch dort, wo es ihm schwer werden musste, vor dem äußersten nicht zurückgeschreckt, um Ordnung und Ruhe zu sichern. Eine Tat, die ich ihm nie vergessen werde, die auch die Bürger nicht vergessen werden.“

  


  Anschließend schlug Most selbst vor, die Kosten für den Arbeiter- und Soldatenrat und für dessen Sicherheitswehr zu bewilligen. Während dieses Tagesordnungspunktes waren mehrere Vertreter des Rates anwesend.21


  In der Nachbarstadt Oberhausen nahm Oberbürgermeister Havenstein sofort am 9.November Gespräche mit dem auf dem Bahnhof gegründeten Arbeiter- und Soldatenrat auf. Man vereinbarte Zusammenarbeit. Ob es dabei so ganz ohne Hintergedanken war, dass der Oberbürgermeister einem Mitglied des Rates sogleich die Zuständigkeit für das schwierigste Problem übergab, nämlich die Lebensmittelversorgung? Havenstein drängte darauf, das auf dem Bahnhof gegründete Gremium durch Oberhausener Arbeitervertreter zu erweitern. Auch in öffentlichen Versammlungen wurde eine solche „Verstärkung“ des Rates gefordert.22


  Diese „Verstärkung“ kam nach wenigen Tagen aus einer Gruppe Oberhausener Bürger, die – auch am 9.November – auf Veranlassung der Stadtverwaltung zur Wahl eines „Vertrauensausschusses zur Beratung der Stadtverwaltung“ im Haideblümchen zusammengetreten war. „Nach eingehender Beratung wurde beschlossen, sich auf den Boden der Tatsachen zu stellen, und wurden 5Herren gewählt, welche dem Arbeiter- und Soldatenrat beitreten sollten, um darin das Interesse der Bürgerschaft nach Kräften zu wahren.“ Die fünf Gewählten, darunter der Gewerkschaftssekretär Jochmann, fuhren gegen Mitternacht auf den Bahnhof. Sie wurden in den Arbeiter- und Soldatenrat zunächst mit beratender Stimme aufgenommen. Man wollte vor einer Vollmitgliedschaft erst bei den Revolutionären in Köln nachfragen. An den folgenden Tagen drängten vor allem die christlichen Gewerkschaften darauf, dass noch mehr Oberhausener in den Arbeiter- und Soldatenrat eintreten sollten.23


  Szenenwechsel zu einem weiteren Schauplatz: An diesem ereignisreichen 9.November berief der Konzernherr Paul Reusch persönlich die „Obmänner“ der ▶ Arbeiterausschüsse zu einer Besprechung mit den Direktoren in die Hauptverwaltung der GHH an der Essener Straße, ein Vorgang, der in der Vergangenheit so nicht vorstellbar gewesen wäre: Der allmächtige Konzernherr setzte sich mit Arbeitervertretern an einen Tisch.24


  Die Direktoren ebenso wie auch einige Arbeitervertreter beriefen sich in den Wochen nach dem 9.November 1918 wiederholt auf Reuschs Versprechungen in der Sitzung an diesem denkwürdigen Tag, vor allem auf die feste Zusage, dass so schnell wie möglich, spätestens aber zum 1.Januar 1919, der Acht-Stunden-Tag eingeführt werden würde. Als Zeichen des guten Willens verkürzte die Konzernleitung sofort die Arbeitszeit am Samstag.25


  Die Mitglieder des Oberhausener ▶ Arbeiter- und Soldatenrates stellten sich am folgenden Tag, dem 10.November, in einer Volksversammlung auf dem Altmarkt vor. Das Programm hieß „Ruhe und Ordnung“: „Jede Ausschreitung werde aufs strengste, Plünderungen mit dem Tode bestraft werden.“26 Die von Anfang an geforderte Erweiterung des Arbeiter- und Soldatenrates wurde nach wenigen Tagen Wirklichkeit. Die Soldaten vom Bahnhof hatten offenbar nichts dagegen, ihre Auftraggeber im revolutionären Rat von Köln gaben ursprüngliche Bedenken schnell auf, so dass Mitte November die Oberhausener Vertreter in einer Versammlung im evangelischen Gemeindehaus gewählt werden konnten.27 Der Oberhausener Arbeiter- und Soldatenrat bestand danach aus 60Mitgliedern mit etwa folgenden „Fraktions“-stärken: zehn linksorientierte Vertreter der „Unabhängigen“ SPD, zehn gemäßigte Vertreter der „Mehrheits“-SPD, zehn Vertreter der freien Gewerkschaften und weitere Vertreter des städtischen Bürgertums, schließlich waren zehn Soldaten im Gremium vertreten. Dieser erweiterte Rat war als reines Beschlussfassungsgremium gedacht. Vorsitzender wurde der Sekretär des Metallarbeiterverbandes Heinrich Apenborn. Sechzehn Mitglieder sollten zum engeren Rat gehören und in zehn Abteilungen eng mit der Stadtverwaltung zusammenarbeiten.28


  Auch in Osterfeld wurde ein Arbeiter- und Soldatenrat gegründet29. Wie „die Revolution“ in dieser Stadt – oder genauer: auf den beiden großen Zechen – vonstatten ging, schildern sehr anschauliche Berichte von Augenzeugen. Dabei wird besonders deutlich, wie stark die Einflüsse aus den Nachbarstädten waren. Zunächst machten sich die Revolutionäre aus dem unruhigen Bottrop auf der GHH-Zeche Jacobi bemerkbar. Am 11.November präsentierten Abgesandte des Bottroper Rates einen Beschluss mit neun Forderungen zur Arbeitszeit und zu anderen praktischen Fragen der Betriebsorganisation. Die Betriebsleitung ließ sich auf Verhandlungen ein – obwohl die Bottroper Revolutionäre für die Osterfelder Zeche Jacobi nicht „zuständig“ waren – und genehmigte am folgenden Tag die Wahl von „Schachtordnungsmännern“. Einer der gewählten Ordnungsmänner, ein Abteilungssteiger, fühlte sich so unwohl in dieser Rolle, dass er sofort seinem Chef über die Vorgänge auf der Zeche und über alle Details der Sitzung des Arbeiter- und Soldatenrats berichtete. Die Zechenleitung ihrerseits informierte postwendend die Konzernspitze, Paul Reusch persönlich.30


  Gleichzeitig an diesem 11.November wurde auch die Zeche Osterfeld für einen Tag stillgelegt. Ein interner Bericht schildert die Vorgänge sehr anschaulich: „Als etwa vier Förderkörbe besetzt eingefahren waren, hielt ein von Mülheim kommender Straßenbahnwagen vor dem Eingang der Zeche. Diesem Wagen entstiegen etwa 50Personen, welche sämtlich zur Belegschaft der Zeche gehörten.“ Angeführt wurden sie von einem Mülheimer Stadtrat und Mitglied des dortigen Arbeiter- und Soldatenrats. Der wiegelte die Arbeiter in der Waschkaue auf und bedrohte die Vertreter des ▶ Arbeiterausschusses, als sie die „erhitzten Gemüter“ beruhigen wollten, mit einem Revolver. Aber auch die „sofort einschreitenden Beamten der Zeche“, konnten nicht verhindern, dass die Belegschaft die Arbeit niederlegte und sich auf dem Zechenplatz versammelte. Die Direktion bat darauf den Amtmann von Osterfeld, Vertreter des Arbeiter- und Soldatenrates zu dieser Versammlung zu entsenden. „Der Amtmann erwiderte hierauf, dass ein Arbeiter- und Soldaten-Rat in Osterfeld noch nicht existiere und er deshalb kein Mittel habe, der Zeche behülflich zu sein.“ Die aus der Nachbarstadt Oberhausen deshalb angeforderten Vertreter des dortigen Arbeiter- und Soldatenrats erschienen aber nicht auf der pünktlich um 9.00Uhr beginnenden Versammlung.31
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        Abb.2: Lage der Zechen in Groß-Oberhausen

      

    

  


  Die auf dem Zechenplatz versammelten Arbeiter stellten, in 13Punkte unterteilt, die folgenden Forderungen auf: Die Acht-Stunden-Schicht einschließlich der Seilfahrt (Punkte 1 bis 3); Mindestlöhne, gestaffelt nach Schwere der Arbeit (4 und 9); ein Beschwerderecht (5 bis 8 und 11); die volle Bezahlung von „Feierschichten“ (10); die Absetzung von vier namentlich genannten Vorgesetzten (11 und 12) sowie die formelle Feststellung des „Einvernehmens“ mit dem Arbeiter- und Soldatenrat. Es fällt auf, welch großes Gewicht einerseits die Arbeitszeitfrage und andererseits der Unmut über das Verhalten bestimmter Vorgesetzter hatte.32 Der bei der Versammlung anwesende Beamte erklärte sich für nicht „befugt“, irgendwelche Zusagen zu machen, er müsse die Forderungen „der Direktion der Hütte zur Entscheidung vorlegen“. Daraufhin wurde eine Delegation, der auch Mitglieder des ▶ Arbeiterausschusses angehörten, ins „Amtshaus“ von Osterfeld entsandt, damit „ihre zu Papier gebrachten Beschlüsse mit dem Siegel des Amtsmannes versehen und alsdann auf der Zeche durch Anschlag bekannt gemacht“ werden konnten. Der Bericht schloss mit den Sätzen: „Am folgenden Morgen herrschte wieder vollkommene Ruhe auf der Zeche. Die ganze Belegschaft ist wieder angefahren. Seitdem ist die Ruhe nicht wieder gestört worden.“33


  Da auf den Oberhausener ▶ Arbeiter- und Soldatenrat kein Verlass war – jedenfalls aus der Sicht der revolutionären Arbeiter–, bildete sich schleunigst auch in Osterfeld ein Arbeiter- und Soldatenrat. Sofort wurde nach einem Weg gesucht, seine Basis zu verbreitern: In einer Volksversammlung im Saale des katholischen Arbeitervereinshauses wurde einstimmig ein Beirat für den Arbeiter- und Soldatenrat gewählt, und zwar mit je einem Vertreter der Grundbesitzer und Landwirte, der Beamten und der Lehrerschaft (drei Vertreter), der Kaufleute, der Akademiker (zwei Vertreter), der Metallarbeiter, der Eisenbahnarbeiter und der Steiger der Zeche.34 Es ist sicherlich auch auf den Einfluss dieses Beirats zurückzuführen, wenn der Osterfelder Arbeiter- und Soldatenrat sich peinlichst bemüht zeigte, die vorhandene Rechtsordnung möglichst überhaupt nicht anzutasten.35


  Eine lange Reihe – wenig revolutionärer – Bekanntmachungen ließ die Oberhausener Öffentlichkeit erkennen, woran der Rat in den folgenden Wochen arbeitete. Es war eine ordentliche Revolution mit Stempeln, Quittungen, Ausweisen und Armbinden – und man war vor allem sehr besorgt um die Moral der heimkehrenden Soldaten, denn der Besuch der Bordelle in der Eintrachtstraße (heute Flaßhofstraße) wurde strikt verboten.36


  Alle waren sich einig, dass die Heimkehrer wieder an ihrem alten Arbeitsplatz eingestellt werden sollten. Aber jenseits der Deklamationen führte dies zwangsläufig zu Konflikten in den Werken, denn die während des Krieges eingestellten auswärtigen Arbeiter mussten weichen. S.setzte das Werk Sterkrade der GHH Mitte November sofort 300Arbeiter aus dem Kreis Wesel vor die Tür. Der Weseler Arbeiter- und Soldatenrat intervenierte dagegen ohne Erfolg.37 Das Werk Sterkrade war vom Kriegsende unmittelbarer betroffen als andere Fabriken, weil über Nacht dem Maschinenbau und den Granatenpresswerken die Aufträge fehlten. Für Einheimische wurden deshalb umfangreiche Versetzungen in Oberhausener GHH-Werke angekündigt.38


  Entlassen wurden auch die unzähligen in der Rüstungsindustrie beschäftigten Frauen. Die Männer, Werksleitungen und überwiegend auch die Arbeitervertreter, sahen deren Tätigkeit in der Industrie, obwohl lebenswichtig während des Krieges, nur als vorübergehend an. An Gleichbehandlung mit den Männern war nicht zu denken: Als z.B. im Walzwerk Neu-Oberhausen Anfang November eine bescheidene Lohnerhöhung angekündigt wurde und ein einzelner Arbeitervertreter die Einbeziehung der Frauen und Lehrlinge vorschlug, nahm Direktor Ernst Lueg die Frauen ausdrücklich aus. Von Seiten der Arbeitervertreter gab es nach diesem Machtwort keinen Widerstand mehr; im GHH-Werk Sterkrade wurde sogar bedauert, dass die Frauen „immer noch nicht recht heran [wollten], die Arbeit zu verlassen.“39
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        Abb.3: „Dienstmädchen gesucht!“ GA vom 28.November 1918

      

    

  


  Aus der Sicht bürgerlicher Kreise war die Entlassung der Frauen nur zu begrüßen, beseitigte sie doch mit einem Schlag die „Dienstmädchennot“; nach jahrelangen erfolglosen Anzeigen während des Krieges, löste jetzt jede Anzeige einen Ansturm von Bewerberinnen aus.40


  Nach drei Wochen zog Havenstein in der ersten Stadtverordnetensitzung nach dem Umsturz eine erste Bilanz. Vertreter des Arbeiter- und Soldatenrates waren bei der öffentlichen Sitzung anwesend.


  
    „Mit dem Arbeiter- und Soldatenrat arbeitet die Verwaltung auf gutem Fuß. In allen wichtigen Fragen haben wir uns verständigt und sind gut miteinander ausgekommen, und das wird auch für die Zukunft so sein. Beide sind darauf bedacht, Ruhe und Ordnung aufrechtzuerhalten. Hierzu ist noch eine Einrichtung nach dem Muster anderer Städte erforderlich: eine Bürgerwehr von etwa 200Köpfen. Auch damit sind sehr erhebliche Kosten verbunden.“41

  


  Nach dem Strickmuster des Dreiklassenwahlrechts sollten in November 1918 wieder Stadtverordnetenwahlen stattfinden.42 Großzügig sollten erstmals auch der Sozialdemokratie zwei Sitze zugeteilt werden; wohlgemerkt: das sollte schon feststehen, bevor ein einziger Wähler seine Stimme abgegeben hatte!43 Der Beigeordnete Uhlenbruck erläuterte in einer öffentlichen Versammlung, dass dieses Zugeständnis natürlich nur für die dritte Klasse gelte; jedoch solle „die erste und zweite Abteilung in ihrer jetzigen Zusammensetzung bestehen bleiben“.44 Dazu kam es aber nicht mehr; am 15.November wurde die Wahl abgesagt, offiziell mit der Begründung, dass Wahlen nach dem preußischen Drei-Klassen-Wahlrecht nicht mehr zulässig seien, in Wirklichkeit wohl eher aus Furcht vor der öffentlichen Unruhe eines Wahlkampfes und wegen der Empörung, die die Anwendung des Drei-Klassen-Wahlrechts bei der Arbeiterschaft ausgelöst hätte.


  Mitte November wurde zwischen Unternehmern und Gewerkschaften das Abkommen über die ▶ „Zentralarbeitsgemeinschaft“ geschlossen, das sogenannte Stinnes-Legien-Abkommen. Der Konzernherr der GHH, Paul Reusch, war ein Gegner dieser Verständigung mit den Gewerkschaften, weil das Abkommen u.a. vorsah, dass die Unternehmer die Unterstützung der ▶ „gelben“ Werkvereine beendeten. Diese wirtschaftsfriedlichen, d.h. nicht streikbereiten Verbände lagen Reusch seit Jahren besonders am Herzen, sie wurden vom GHH-Konzern mit viel Geld unterstützt und waren bei den Gewerkschaften, wo die Masse der Arbeiter organisiert war, besonders verhasst. Im Stinnes-Legien-Abkommen war den Gewerkschaften ein Durchbruch gelungen. Zum ersten Mal wurden sie über alle Industriezweige hinweg als Verhandlungspartner anerkannt. Dieser Geist der Zusammenarbeit, bei latent fortbestehenden Spannungen zwischen Direktoren und Arbeitern, war im November 1918 auch an der Basis, in den Betrieben zu spüren. In den ▶ Arbeiterausschüssen aller großen Werke in Oberhausen ging es vor allem um die Einführung des Acht-Stunden-Tages, die wichtigste soziale Errungenschaft der Revolution. Das Dilemma der ▶ Obleute in den Betrieben brachte der Arbeiter Gläser bei der Sitzung im Walzwerk Oberhausen mit seinem Stoßseufzer über „andere Elemente […], die vieles verderben“, zum Ausdruck. Von der Gegenseite machte Werks-Direktor Schmidt Druck. Die paar Quertreiber“ müssten die organisierten Arbeiter doch ausschalten können.45 Nichts illustriert besser als dieser Wortwechsel, in welcher Zwickmühle sich die gemäßigten Arbeitervertreter befanden.


  Stimmungen


  Aus den weitaus meisten Stellungnahmen in den Tagen der in Oberhausen so gutmütig verlaufenen Revolution spricht Erleichterung und Optimismus.


  Mitte November erfuhr die Oberhausener Bevölkerung, dass der Belagerungszustand aufgehoben war. Damit galten viele einschränkende Verordnungen der Kriegszeit nicht mehr: Z.B. die Genehmigungspflicht für „Lustbarkeiten ohne höheres Interesse an Kunst“, besondere Auflagen für Jugendliche in der Öffentlichkeit oder die „Einschränkung des Fahrradverkehrs“.46 Das kulturelle Leben kam wieder in Gang – wenn auch mit Anlaufschwierigkeiten: Die Operette „Wenn Männer schwindeln“ konnte im Kaak’schen Saale am Neumarkt, dem heutigen Ebertplatz, zunächst nicht aufgeführt werden, weil das Oberhausener Theater für die Musik Mitglieder der Garnisonskapelle Wesel brauchte; und die konnten nicht anreisen, weil dort der ▶ Arbeiter- und Soldatenrat Schwierigkeiten machte.47


  Als besonders kennzeichnend für die erstaunlich optimistische Lagebeurteilung wenige Tage nach Ausbruch der Revolution kann ein Stimmungsbild vom Oberhausener Bahnhof in diesen Tagen gelten:
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        Abb.4: Endlich wieder Operetten im Theater Oberhausen! OZ vom 15.November 1918

      

    

  


  
    „Ein Bild buntester Vielgestaltigkeit, das den Beschauer mit einer sinnverwirrenden Fülle von Eindrücken bestürmt, bietet augenblicklich unser Bahnhof. Alle Bahnsteige sind von heimkehrenden Ausländern, Belgiern, Russen, Franzosen usw. belagert. In malerischen Gruppen hocken die Heimkehrenden, Männer, Frauen und Kinder mit ihren Habseligkeiten beieinander. Die meisten sind freudig erregt, nur einzelne starren teilnahmslos wie indische Fakire vor sich hin. Aber auch in sie kommt Leben und Bewegung, sobald ein Zug einläuft, den sie benutzen können. Dann beginnt ein wahrhaft chaotisches Treiben. […] Ganz besondere Behendigkeit und Zähigkeit entwickeln die Frauen. Bahnbeamte und wachhabende Soldaten bemühen sich ehrlich und mit Erfolg, Ordnung in den Knäuel zu bringen. Überall greifen sie mit freundlichem Zuspruch helfend und fördernd ein. Kein häßliches Wort fällt. Es gibt keine Feinde mehr, jeder sieht in dem anderen nur den Menschen, dem er nach Kräften helfen muss.“48

  


  „Es gibt keine Feinde mehr“ – Oberhausener Mädchen ließen sich von dieser Stimmung anstecken und tanzten mit französischen Kriegsgefangenen auf dem Bahnsteig – was aber der patriotischen „Oberhausener Zeitung“ überhaupt nicht gefiel: „In Deutschlands furchtbarsten Schicksalsstunden, von dem unbarmherzigen Feind bald zur Verzweiflung getrieben, ist es so ziemlich das Ärgste, was man dem Vaterlande noch zufügen kann, wenn man sich nach den Klängen der Musik des gleichen Feindes munter im Takt dreht.“49


  Das idyllische Bild, das der Berichterstatter des „Generalanzeiger“ gezeichnet hatte, war also doch nicht so ungetrübt. Nicht alle teilten die Freude über Verbrüderungsszenen. Aber es ist doch wert festgehalten zu werden, dass die Erleichterung über das Kriegsende und die Bereitschaft zur Versöhnung auch in bürgerlichen Kreisen verbreitet war. Der Journalist des „Generalanzeiger“ mit dem poetischen Stil fährt fort:


  
    „Dann wieder rollt ein Zug mit heimkehrenden deutschen Kriegern aus dem Westen heran. Nicht nur die Abteile sind überfüllt, auch die Trittbretter und selbst die Dächer der Wagen sind mit Soldaten besetzt. […] Auf allen Gesichtern glänzt die Freude, dass endlich das wahnwitzige Morden zu Ende ist und dass es wieder zu den Lieben in der Heimat geht.“50

  


  Die entspannte Stimmung überdauerte kaum den November. Anders als in den Eisenhütten und Stahlwerken war die Lage auf den Zechen explosiv. Nach der Novemberrevolution wurden auch auf den Oberhausener Zechen Forderungen zum Lohn und zur Arbeitszeit aufgestellt, die weit über das hinausgingen, was bis dahin von den Gewerkschaftsspitzen erreicht worden war. Im Zentrum der Forderungen stand die Acht-Stunden-Schicht einschließlich der Ein- und Ausfahrt. Am entschiedensten wurden die Forderungen von den Arbeitern der Thyssen-Zeche „Deutscher Kaiser“ in Hamborn, dem Zentrum „syndikalistischer“ Aktivitäten, verfochten. Als die Werksleitung dort dem Druck nachgab und die wichtigsten Forderungen der Streikenden erfüllte, griff die Streikbewegung auf viele andere Zechen des westlichen Ruhrgebiets, auch auf Oberhausen, Sterkrade und Osterfeld über.


  Auf den Zechen des heutigen Oberhausener Stadtgebietes begannen die Streiks am 12.Dezember 1918, und zwar zunächst auf „Hugo“ und „Sterkrade“, den beiden Sterkrader Zechen, die dem Unruheherd Hamborn am nächsten lagen. Auf „Concordia“ – dort war es bereits im November zu Krawallen gekommen – schlossen sich auch die Steiger dem Streik an, was die Direktion offenbar so schockierte, dass sie deren Forderungen sofort erfüllte. Einer weiteren Solidarisierung zwischen Steigern und Gesamtbelegschaften sollte anscheinend vorgebeugt werden. Am 13.Dezember begann der Streik auf den Zechen „Alstaden“ und „Roland“, ganz im Süden von Oberhausen. Die Arbeiter übernahmen durchweg die Forderungen der Belegschaft von „Deutscher Kaiser“ in Hamborn.51 Der Vorsitzende des Oberhausener Arbeiter- und Soldatenrates Apenborn geißelte in einer öffentlichen SPD-Versammlung das „unverantwortliche Treiben der Bergarbeiter“. „Diese Extratänze müßten im Interesse der anderen Volksgenossen aufhören, da sie die Früchte der Revolution zu vernichten drohen.“52


  Tatsächlich schien eine in Essen zwischen Gewerkschaften und Zechenbesitzern ausgehandelte Tarifvereinbarung den „Extratänzen“ zunächst einen Riegel vorzuschieben: Als Gegenleistung für eine 15-prozentige Lohnerhöhung sagten die Gewerkschaftsvertreter die Mithilfe bei der Durchsetzung einer drastischen Erhöhung des Kohlepreises zu. Dieses Zugeständnis löste noch einmal große Empörung bei den Bergarbeitern aus. Außer auf „Roland“ wurde der Streik auf allen Zechen in Oberhausen, Sterkrade und Osterfeld zunächst fortgesetzt, flaute dann aber, wie in allen Nachbarstädten außer Hamborn, in den Tagen vor Weihnachten rasch ab. Als letzte beendeten die Bergleute auf „Jacobi“ am 20.Dezember 1918 ihren Ausstand.


  Für die Bevölkerung unmittelbar spürbar wurde der Streik dadurch, dass die städtischen Betriebe zeitweise die Gaszufuhr absperrten.53 Pikanterweise bezog Oberhausen sein Gas von der Zeche „Deutscher Kaiser“ in Hamborn, der unruhigsten Zeche im ganzen Revier!54 Es waren also nicht die Oberhausener Bergleute, die den Haushalten den Gasherd absperrten und die Redakteure im Dunkeln sitzen ließen! Die aus der „Gasnot“ resultierenden Ängste wurden aber auch noch angeheizt, wenn öffentlich die „allerschlimmsten Folgen“ an die Wand gemalt wurden: Auf der Zeche Concordia verhinderten Streikposten angeblich auch „die dringlichsten Arbeiten“; es bestünde die Gefahr, „dass die Schächte versaufen“. „Kommen die Streikenden nicht noch in zwölfter Stunde zur Einsicht, so wird ein unabsehbares Elend wohl unvermeidlich sein.“55


  In Wirklichkeit konnte die Produktion auf allen Zechen noch vor Weihnachten wieder reibungslos anlaufen. Die Oberhausener Bergleute hatten sich bei der Tarifauseinandersetzung im Dezember 1918 insgesamt durchaus diszipliniert verhalten. Von den GHH-Zechen waren nur „Sterkrade“ und „Hugo“ mit je fünf Streiktagen sowie „Jacobi“ mit sieben Streiktagen betroffen.56


  Kann es vor diesem Hintergrund verwundern, dass viele Bergleute mit größter Empörung reagierten, als sie erfuhren, dass die Vorbereitung für ein militärisches Eingreifen zugunsten der Unternehmer bereits auf vollen Touren liefen, während die Zechenbesitzer noch mit den Gewerkschaften verhandelten? Wie in Berlin und anderen deutschen Großstädten sollte sich der Ruf nach dem Militär auch in Oberhausen als verhängnisvoll erweisen. Dass auch einzelne Belegschaften „militärischen Schutz“ forderten, trug keineswegs zur Beruhigung bei.


  Das Demonstrationsspektakel, das die Hamborner ▶ Syndikalisten am Heiligen Abend inszenierten, verlief noch einigermaßen friedlich. Als die Streiks auf allen GHH-Zechen gerade beendet waren, erschien am 24.Dezember ein riesiger Demonstrationszug aus Hamborn und legte erst die Zeche Sterkrade, dann die Zeche Hugo und schließlich auch die Zeche Osterfeld still. Auch ein so wohlwollender Historiker wie Erhard Lucas berichtet, dass ein Teil der Demonstranten bewaffnet war und die Wachmannschaften der Sterkrader Volkswehr zwang, ihre Waffen abzugeben. Danach marschierte ein Demonstrationszug zum Sterkrader Rathaus, um dort mit Oberbürgermeister Most zu sprechen. Der Oberbürgermeister war wohl nicht in seinem Büro – es war ja schließlich Heiligabend! Danach löste sich die Demonstration ohne ernstere Zwischenfälle auf.


  Drei Tage später lief die Sache nicht so glimpflich ab. Am 27.Dezember traf ein Demonstrantenzug aus Hamborn mit etwa tausend Teilnehmern, wieder mit Musik und roten Fahnen, auf der Zeche Concordia ein. Auf allen Schächten dieser Zeche wurde die Arbeit niedergelegt.57 Kaum anzunehmen, dass die Hamborner Demonstranten, anders als am 24.Dezember, diesmal nicht bewaffnet waren. Dass sie aber „bis auf die Zähne bewaffnet“ waren, wie von der Concordia-Direktion später behauptet, wurde von Oberhausener Bergleuten bestritten. Von den Concordia-Schächten im Westen wälzte sich der Demonstrationszug, sicherlich durch Oberhausener Bergleute von „Concordia“ verstärkt, in den Oberhausener Osten. Ziel war die GHH-Zeche Oberhausen, zu der der Schacht Königsberg gehörte. Als die Spitze des Zuges dort ankam, schossen die Soldaten des ▶ Freikorps Heuck offenbar ohne Warnung mit Maschinengewehren in die Menge.58 Es gab drei Tote: die Bergleute Lott von „Neumühl“ und Meyer von „Concordia“ sowie ein weiterer Oberhausener und mehrere Schwerverletzte.


  Die Erregung in der Arbeiterschaft nach diesem Blutbad war gewaltig. Die Hamborner Volkswehr schickte sofort zwei LKWs mit vier Maschinengewehren nach Oberhausen zur Unterstützung der Demonstranten. Aber auch das Freikorps auf der anderen Seite hatte inzwischen Verstärkung aus Essen erhalten. Es entwickelte sich ein regelrechtes Gefecht, das auf beiden Seiten weitere Todesopfer forderte; schließlich wurden die Hamborner von den Berufssoldaten überwältigt, 14Mann von ihnen wurden gefangen genommen.59


  Durch die Stationierung von Freikorps-Soldaten war eine verhängnisvolle Eskalation in Gang gesetzt worden. Wer die Anordnung zur Stationierung gab und welche Befehle für die Soldaten galten, ist nirgends dokumentarisch belegt. Es ist aber völlig ausgeschlossen, dass ein Werksleiter oder auch ein Vorstandsmitglied Entscheidungen von dieser Tragweite getroffen hätte, ohne sich die Rückendeckung vom Generaldirektor zu holen. Dass Paul Reusch von der Regierung „rücksichtsloses Durchgreifen“ erwartete, daran hatte er nie einen Zweifel gelassen.


  Auf der einen Seite rohe Landsknechtstypen, auf der anderen Seite friedlich demonstrierende Arbeiter – diese Sicht der Dinge würde jedoch die Verhältnisse allzu sehr vereinfachen. Es kann nicht geleugnet werden, dass es im Verlauf der revolutionären Unruhen verschiedentlich zu Ausschreitungen und Plünderungen kam. Vor allem die Ereignisse in Hamborn, dem Zentrum linksradikaler, z. T. anarchistischer („syndikalistischer“) Agitation, über die Weihnachtsfeiertage müssen die Zechenbesitzer und die Lokalpolitiker auch der Nachbarstädte sehr schockiert haben. Demonstranten hatten den Polizeidirektor von Hamborn schwer misshandelt; ein Kaufhaus und das Rathaus in Hamborn waren geplündert worden. Am 26.Dezember „verhaftete“ die Hamborner Streikleitung mehrere Bergwerksdirektoren, die zunächst nach Mülheim verschleppt, dann aber nach kurzer Zeit wieder freigelassen wurden. Diese Vorfälle und die – teilweise sehr dramatisierende – Berichterstattung darüber trugen dazu bei, dass die Reichsregierung die Vorbereitung militärischer Gegenmaßnahmen gegen die Streikbewegung beschleunigte. Wie sehr Ausschreitungen der Demonstranten und rhetorische Eskalation auf der Gegenseite die Brände immer neu entfachten, illustrierte ein Telegramm der Zechenleitung von „Concordia“ an Friedrich Ebert. Ganz unverhohlen wurden darin „durchgreifende Maßnahmen“ gegen die „bewaffneten Banden“ verlangt.60


  Von Berlin aus war es sicherlich schwer, ein realistisches Bild von den Vorgängen im Ruhrgebiet zu bekommen. Diese Schwierigkeit erklärt vielleicht zum Teil die verhängnisvollen Fehlentscheidungen der sozialdemokratisch geführten Regierung der „Volksbeauftragten“ in den ersten Wochen und Monaten der Weimarer Republik. Die Verantwortlichen vor Ort waren aber nicht auf schriftliche Berichte angewiesen. Bürgermeister und Verwaltungsbeamte, Stadtverordnete und Mitglieder des Arbeiter- und Soldatenrates, Gewerkschaftsführer und Unternehmer vor Ort mussten wissen, dass die Darstellung der Ereignisse in dem Concordia-Telegramm die Lage allzu sehr dramatisierte. Dem preußischen Minister Ströbel (USPD) gelang es dann in den letzten Dezembertagen, die große Erregung wegen des Blutbades in Oberhausen zu dämpfen und für die Thyssen-Zechen in Hamborn, Neumühl und Lohberg und einen Tag später auch für Concordia in Oberhausen eine Vereinbarung zwischen Direktion und Streikkommissionen zustande zu bringen.61 Das Freikorps Heuck wurde aus Oberhausen abgezogen.


  Natürlich forderten die Bergleute der GHH für sich die gleichen Bedingungen, wie sie ihre Kollegen bei Thyssen und Concordia durchgesetzt hatten. Die Zechen „Oberhausen“, „Hugo“ und „Sterkrade“, etwas später auch „Alstaden“, „Roland“ und sogar „Osterfeld“ wurden an Silvester 1918 bestreikt. Demonstranten versammelten sich am 31.Dezember vor dem Verwaltungsgebäude der GHH. Die Direktion musste mit den Streikenden verhandeln und schließlich erhebliche Zugeständnisse machen.62 Dies bewirkte sehr schnell eine Beruhigung der Situation. Vor dem GHH-Verwaltungsgebäude spielte die Kapelle der streikenden Bergleute „Wem Gott will rechte Gunst erweisen“, nicht gerade ein klassenkämpferisches Lied! Drei Tage später waren die Streiks auf allen Oberhausener Zechen beendet.63


  Zum Jahreswechsel gab es – trotz der Gewaltausbrüche und mehrerer Todesopfer – noch Grund zum Optimismus. Für Oberhausen und das Industrierevier an Rhein und Ruhr lässt sich bilanzieren, dass


  ■ bei der großen Mehrheit der Bergleute eine latente Streikbereitschaft vorhanden war, falls es nicht spürbare Verbesserungen ihrer Arbeits- und Lohnbedingungen geben sollte;


  ■ auswärtige Streik-Agitatoren nur im Ausnahmefall auf Belegschaften trafen, die nicht streikbereit waren;


  ■ die Belegschaften sich im Dezember 1918 in den meisten Fällen noch durchaus diszipliniert verhielten und nach Erfüllung einiger Forderungen an die Arbeit zurückkehrten;


  ■ die Arbeitgeber jedoch allzu zögerlich Zugeständnisse machten, die geeignet gewesen wären, die Position der gemäßigten Arbeiterführer in den Betrieben und überbetrieblich in den großen Gewerkschaften zu stärken;


  ■ die Arbeitgeber überdies durch eine unnötig dramatisierende Rhetorik und durch die Stationierung von Militär in einigen Betrieben Öl ins Feuer gossen; und Gewerkschaftsführer, in der Regel Sozialdemokraten, resultierte.


  ■ die nach der Jahreswende bei den Arbeitern verstärkt einsetzende Radikalisierung nicht unwesentlich aus der tiefen Enttäuschung über das Verhalten der eigenen politischen Vertreter


  Der Schulstreit um die „Hoffmann-Erlasse“


  Die bitteren Arbeitskämpfe in der Industrie, vor allem auf den Zechen, wurden von Anfang an überlagert von einem teilweise bizarren Streit über die Bekenntnisschulen. Schon sehr früh, ab Mitte November 1918, gab der neue preußische Kultusminister Hoffmann (USPD) einige Erlasse heraus, die auf eine deutlichere Trennung von Staat und Kirche im Schulwesen abzielten. Es ging um die Befreiung vom Religionsunterricht, das Schulgebet, den Besuch von Schulgottesdiensten und um die Verpflichtung der Lehrer, statt der Priester, zur Erteilung von Religionsunterricht.64 Beide Seiten, die Agnostiker auf der Linken ebenso wie die kirchentreuen Kreise im Bürgertum und in der katholischen Arbeiterschaft, nahmen den Streit bitter ernst. Auch in Oberhausen war die Erregung über die ▶ „Hoffmann-Erlasse“ nicht geringer als über die Parolen und Aktionen der Hamborner Revolutionäre.


  Der Kampf gegen Hoffmanns Schulreform begann in Oberhausen am 2.Dezember 1918: Die rechtslastige und evangelisch orientierte „Oberhausener Zeitung“ platzierte einen bissigen Kommentar auf ihre Titelseite. Danach rissen die Protestversammlungen bürgerlicher Parteien und Verbände gegen die „Entchristlichung der Volkserziehung“65 bis zum Jahresende nicht mehr ab. Die Erregung trieb teilweise eigenartige Blüten. Der Chefredakteur des Generalanzeigers Ernst Kasch hatte in einem langen Kommentar über das Modernitätsdefizit der damaligen Schule u.a. geschrieben: „Was in aller Welt kann es den jungen Leuten bei ihrem späteren Fortkommen nützen, wenn sie den Katechismus von vorn und von hinten auswendig hersagen oder ellenlange Gesangbuchlieder im Gedächtnis herumschleppen? nichts, rein gar nichts.“66 Dagegen legten die katholischen Pfarrer der Stadt Oberhausen in einer gemeinsamen öffentlichen Erklärung „energischen Protest“ ein.67


  Geistliche traten auch regelmäßig bei den politischen Versammlungen auf, z.B. beim Zentrum im Haus Union kurz vor Weihnachten. Die dort beschlossene Resolution kennzeichnet die Stimmung am besten:


  
    „1500Angehörige der Zentrumspartei, Männer und Frauen in der Union in Oberhausen versammelt, rufen den jetzigen Machthabern im Reiche und in Preußen zu: Nieder mit dem Bolschewismus! Kein Zaudern, kein Schwanken mehr! […] Schleunigst her mit der Nationalversammlung! Friede und Brot wollen wir haben! Eine wahre Volksregierung wollen wir haben, keine Klassenherrschaft, keine Parteidiktatur. Hinweg mit der Demagogen-Wirtschaft eines Adolf Hoffmann! Wir verbitten uns ganz entschieden seine brutalen Eingriffe in unser Heiligstes! […] Wir fordern nachhaltig die christliche und zwar die konfessionelle Volksschule. Wir lehnen ab jeden gewaltsamen Eingriff in das Verhältnis von Kirche und Staat.“68
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        Abb.5: Der Glaubenskrieg um die Konfessionschule, GA vom 20.November 1918

      

    

  


  Der Proteststurm ist nicht zu trennen von dem beginnenden Wahlkampf für die Nationalversammlung am 19.Januar 1919.Wohl auch deshalb gab die preußische SPD-Regierung Ende Dezember dem Druck nach und hob die strittigen Erlasse auf. Kultusminister Hoffmann trat zurück.


  Die Polarisierung im Schulstreit hat sicher wesentlich dazu beigetragen, die Zusammenarbeit zwischen sozialistischen und bürgerlichen Kräften im – sehr gemäßigt ausgerichteten – Oberhausener ▶ Arbeiter- und Soldatenrat zu erschweren. Auch die bürgerlichen Mitglieder gerieten zunehmend unter Druck – und zwar von rechts! Die „Oberhausener Zeitung“ unter ihrem Schriftleiter Staymann machte sich zum Sprachrohr der Kritiker. Hatte noch Anfang Dezember Oberbürgermeister Havenstein, ein aus rechts-bürgerlicher Sicht gewiss unverdächtiger Zeuge, die gute Zusammenarbeit gepriesen, so wurden zwei Wochen später die bürgerlichen Mitglieder des Rates als „Arsolnullen“ diffamiert.


  
    „Deshalb ist es unbedingt nötig, dass diese Männer, wollen sie weiterhin als bürgerliche Mitglieder der Oberhausener Bevölkerung angesehen werden, diese baldigst darüber aufklären, wie sie dazu kamen und was sie bewog, in den sozialistischen Arsolrat einzutreten. […] Entweder man ist bürgerlich und betätigt sich in bürgerlichen Versammlungen oder man ist sozialistisch und geht in die Versammlungen dieser Partei. Die Zeit ist nicht mehr dazu angetan, in Halbheiten aufzugehen. Entweder man ist gut national oder man ist international.“69

  


  Diese Polemik gehörte natürlich auch schon zum Wahlkampf für die anstehende Wahl zur Nationalversammlung. Die Rechtskreise versprachen sich Stimmengewinne durch die Polarisierung. Dies wurde zehn Tage später ganz unverblümt ausgesprochen, als einer der Angesprochenen, der Geschäftsführer des Roten Kreuzes und Leiter des Verpflegungsdienstes am Oberhausener Bahnhof, ausführlich und sehr sachlich zu den Vorwürfen Stellung nahm. Er führte viele Gründe an, warum „die Tätigkeit der Herren“ im ▶ Arbeiter- und Soldatenrat „zweifellos bisher segensreich für die Bürgerschaft gewesen [sei], jedenfalls haben die Herren erreicht, dass bisher Ruhe und Ordnung in Oberhausen herrschen konnte.“70 Diese Zeilen wurden wohl geschrieben, bevor es am Schacht Königsberg Tote gab. Ob sie aber in der aufgeheizten Atmosphäre in den bürgerlichen Kreisen, an die sie sich richteten, noch irgendetwas bewirkten, mag bezweifelt werden.


  Es ist wichtig festzuhalten, dass das Scheitern des Oberhausener Arbeiter- und Soldatenrats auch von rechts betrieben wurde. Der Vorstoß nationaler und konservativer Kräfte erwies sich aber wenige Tage später als überflüssig. Linksradikale Gruppen ergriffen die Initiative und nutzten die Empörung über das Blutbad auf Schacht Königsberg, um den breit angelegten Rat in Oberhausen zu sprengen.


  Auflösung des ersten und Einsetzung eines neuen Arbeiter- und Soldatenrats


  Es gab im Verlauf der Revolution in Oberhausen viele filmreife Szenen – die Verbrüderungsszenen auf dem Hauptbahnhof, als Oberhausener Mädchen mit den belgischen Fremdarbeitern tanzten, die schrill spielenden Musikkapellen und roten Fahnen an der Spitze der Demonstrationszüge aus Hamborn, die mit der Straßenbahn anreisenden Revolutionäre aus Mülheim auf der Zeche Osterfeld, der Wortwechsel zwischen dem „nie im Feld gewesenen“ Matrosen und Oberbürgermeister Most im Sterkrader Rathaus – eine neue Szene dieser Art kam durch den Auftritt von Pfarrer Löbbel von der Herz-Jesu-Kirche am Neujahrstag hinzu.


  Mit theatralischem Gehabe bot der Pfarrer der Revolution die Stirn und erhob am folgenden Tag (auf der Titelseite der „Oberhausener Zeitung“!) „flammenden Protest gegen […] Willkür und Rechtsverletzung“. Folgendes war, nach Darstellung des Pfarrers, vorgefallen:


  
    „Als heute morgen 11 1/​4Uhr auf der Herz-Jesu-Kirche zur letzten hl. Messe geläutet wurde, erschienen 5Revolutionsmänner von der Altmarkt-Versammlung in der Kirche und forderten sofortige Einstellung des Läutens. Der anwesende Messdiener, ein Schulkind, ließ sich einschüchtern und stellte das Läuten ein. Als ich einige Minuten später in der Sakristei erschien und den Sachverhalt erfuhr, befahl ich sofort Fortsetzung des Läutens. Prompt erschienen wieder die Abgeordneten, drangen in die Sakristei ein und forderten, ohne sich vorzustellen oder zu legitimieren, abermals in brüskem Ton die Einstellung des Läutens. Ich erwiderte ihnen, dass ich vorläufig in der Kirche ganz allein zu sagen habe und niemand anders, und dass geläutet werde genau so lange, als ich wolle, und wies ihnen die Tür.“71

  


  Pfarrer Löbbel beendete seinen Leserbrief mit folgendem Aufruf: „Deutsches christliches Volk, erhebe dich und mache Front gegen die neue Schreckensherrschaft! Erhebe dich und gib Antwort auf diese Gewalttätigkeit durch deinen Stimmzettel bei der Wahl zur Nationalversammlung!“


  Dass es auf dem Altmarkt um die Toten vom Schacht Königsberg ging, interessierte den katholischen Pfarrer überhaupt nicht. Dass ein Redner von der Stadt als Geste des Beileids forderte, bei der Beisetzung des Bergmanns Meyer die Flaggen auf halbmast zu setzen72, wurde wohl durch die Glocken der Herz-Jesu-Kirche übertönt. Der Streit darüber, wer letztlich die Verantwortung trug für die Verlegung der ▶ Freikorps-Truppe auf den Schacht Königsberg, hatte das Klima in der Oberhausener Öffentlichkeit nachhaltig vergiftet.
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        Abb.6: Glaubenskrieg im Lager der Arbeiterparteien, OZ vom 3.Januar 1919

      

    

  


  Dass in der aufgeheizten Stimmung der Jahreswende eine Zusammenarbeit zwischen Arbeitervertretern und bürgerlichen Kräften im ▶ Arbeiter- und Soldatenrat nicht mehr möglich war, kann nicht überraschen. Scharfmacher in beiden Lagern wollten diesen Rat nicht mehr. Den Todesstoß versetzte ihm die radikale Linke. In einer Arbeiterkundgebung auf dem Altmarkt am 2.Januar 1919 wurde der erste, sehr breit in der Oberhausener Bevölkerung verankerte Arbeiter- und Soldaten-Rat für abgesetzt erklärt und ein neuer proklamiert, dessen „Anerkennung“ Demonstranten noch am gleichen Tag von der Stadtverwaltung erzwangen. Der neue – linksradikal orientierte – Arbeiter- und Soldatenrat, aus insgesamt etwa zehn Spartakus- bzw. USPD-Mitgliedern zusammengesetzt, repräsentierte nur eine Minderheit der Oberhausener Arbeiterschaft, geschweige denn der Oberhausener Bevölkerung.


  Die Auflösung des alten und die Einsetzung des neuen Arbeiter- und Soldatenrats löste sofort heftige Protestkundgebungen von seiten der Mehrheits-Sozialisten aus. Die MSPD rief in großen Anzeigen zu einer Versammlung „Gegen Bolschewismus und Spartakusse!“73 am 5.Januar auf. Hauptredner auf dem Altmarkt war Hermann Albertz, Vorsitzender der Mehrheits-Sozialdemokraten in Oberhausen. „In scharfen Worten geißelte er das Vorgehen des sich selbst, unter Missbrauch der Mülheimer Sicherheitswehr, eingesetzten neuen Rates. Die im alten Rat vertretene Spartakusrichtung hatte, die Bergarbeiterbewegung ausnutzend, stets versucht, die Bergarbeiter gegen ihre in langjähriger Tätigkeit bewährten Führer aufzuhetzen.“74 Auch wenn aus heutiger Sicht der polemische Ton etwas befremdlich anmutet (weil wir wissen, wie verhängnisvoll sich die Spaltung der Arbeiterbewegung bald auswirken sollte) – in der Sache hatte Hermann Albertz mit seiner Kritik an der putschistischen Einsetzung des neuen Rates recht. Innerhalb der Arbeiterschaft war die Stimmung seit längerem nicht weniger gereizt als bei den Konflikten zwischen den Vertretern der Arbeiterparteien und des Bürgertums. In den Akten des GHH-Archivs findet sich ein Flugblatt, das offensichtlich von seiten der Mehrheitssozialisten in diesen Tagen verteilt worden war:
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        Abb.7: „Flammender Protest“ der bürgerlichen Parteien, GA vom 11.Januar 1919

      

    

  


  
    „Arbeiter! Seid auf der Hut! Der Bolschewismus droht! Er umschleicht Euch stündlich! Lichtscheues Gesindel schleudert verbrecherische Flugschriften ins Land, raunt Euch unsinnige Gerüchte ins Ohr! Was wollen diese Verbrecher am deutschen Volke! Ein wüstes Durcheinander, Aufhebung jeder Ordnung, Zerstörung der Arbeitsstätten! Deutschland soll ein Trümmerfeld werden, in dem Verzweiflung, Kummer und Elend herrschen.“75

  


  Eine auf der Altmarkt-Kundgebung der Mehrheits-SPD am 5.Januar gefasste Resolution, die später Oberbürgermeister Havenstein übergeben wurde, verweigerte dem neuen Arbeiter- und Soldatenrat die Anerkennung, forderte die Wiedereinsetzung des alten Rates „unter Ausschluss der Spartakusse“ und die Durchführung der Wahlen zur Nationalversammlung.76 Diese letzte Forderung war in Oberhausen, wie sich bald herausstellen sollte, überflüssig. Denn trotz der linkslastigen Zusammensetzung unternahm der Oberhausener Rat als Ganzes nichts, was die Durchführung der Wahl hätte behindern können. Die Befürchtungen der Mehrheits-Sozialdemokraten waren trotzdem nicht ganz unbegründet, denn die soeben neu gegründete KPD wollte die Einberufung der Nationalversammlung verhindern – notfalls durch Gewalt, wie sich im Spartakusaufstand in Berlin und der Besetzung des „Vorwärts“-Gebäudes zeigte.


  Am 12.Januar 1919 demonstrierten die Deutsche Demokratische Partei (DDP), die Deutsche Volkspartei (DVP), die Deutschnationale Volkspartei (DNVP), das katholische Zentrum und die christlichen Gewerkschaften gegen den neuen, linksradikalen Arbeiter- und Soldatenrat. In riesigen Anzeigen wurde zur Teilnahme an der Kundgebung aufgerufen: „Es soll flammender Protest erhoben werden gegen Terrorismus und Vergewaltigung der bürgerlichen Freiheit.“77 Im Zusammenhang mit der bürgerlichen Demonstration am 12.Januar kam es in der Lothringer Straße am Moltkeplatz zu einer Schießerei, bei der vier Menschen starben und weitere Personen – z. T. schwer – verletzt wurden. Die rechtskonservative „Oberhausener Zeitung“ nannte die Namen der Todesopfer. Sie lastete die Verantwortung für das Blutbad der Sicherheitswehr des neuen ▶ Arbeiter- und Soldatenrates an.
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        Abb.8: „Frauen und Jungfrauen, Männer und Jünglinge, schreitet restlos zur Wahl!“ GA vom 18.Januar 1919

      

    

  


  
    „Die Leute, die an der Lothringer Straße (Moltkeplatz) die Schüsse abgaben, durch welche leider hiesige Personen verletzt wurden, hatten, nach der Angabe des Arbeiterrates, den Auftrag, für Ruhe und Ordnung zu sorgen, und werden die Folgen ihrer Tat, die wir natürlich schwerstens verurteilen müssen, zu tragen haben.“78

  


  Ein Mitglied des Arbeiter- und Soldatenrats wies diesen Vorwurf entschieden zurück. Wer die Schüsse wirklich abgegeben hatte, konnte nie geklärt werden.


  Die Wahl zur Nationalversammlung am 19.Januar 1919


  Die Wahl zur Nationalversammlung fand am 19.Januar 1919 in Oberhausen ohne Störungen statt. Entgegen anderslautenden Vorwürfen setzte sich der Arbeiter- und Soldatenrat für eine ordnungsgemäße Durchführung ein, obwohl die in ihm vertretenen Parteien USPD und KPD diese Wahl boykottierten. Der Rat dementierte in einer öffentlichen Erklärung die Gerüchte, er beabsichtige, die


  „Wahlen zur deutschen Nationalversammlung und preußischen Landesversammlung zu stören. […] Der Arbeiter- und Soldatenrat wird sich jeder Beeinflussung der Wahlhandlung enthalten und hat seine Organe entsprechend angewiesen. Um Missdeutungen zu vermeiden, wird der A.S.R. weder vor noch in den Wahllokalen bezw. Wirtschaftsräumen Sicherheitsmannschaften aufstellen.“


  Diese Erklärung wurde in einer riesigen Wahlanzeige von den bürgerlichen Parteien als Ergebnis einer Besprechung mit den Führern des Arbeiter- und Soldatenrates veröffentlicht79 – ein eigenartiger Vorgang, der die Vermutung nahelegt, dass der Rat sich zu diesem Zeitpunkt gegenüber den bürgerlichen Kräften bereits in der Defensive befand!
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        Tabelle 1: Wahl zur Nationalversammlung am 19.Januar 1919 in Oberhausen, Sterkrade und Osterfeld80

      

    

  


  Otto Most, der Oberbürgermeister von Sterkrade wurde über die Liste der DVP in die Nationalversammlung gewählt. Die Wahlbeteiligung von 73Prozent erscheint aus heutiger Sicht durchaus normal. Eine überwältigende Mehrheit der Oberhausener Bevölkerung unterstützte durch ihre Stimmabgabe die parlamentarische Demokratie. Bei den eine Woche später folgenden Wahlen zur preußischen Landesversammlung war das Ergebnis in Oberhausen ganz ähnlich.


  Verglichen mit den Reichstagswahlen in Oberhausen vor dem Krieg konnten die bürgerlichen Parteien ihren Stimmenanteil in etwa halten, die SPD gewann etwa zehn Prozent hinzu – ein phantastischer Vertrauensvorschuss, der ganz schnell wieder verloren gehen sollte. Das gute Ergebnis der Wahlen vom Januar 1919 hätte für die Vertreter der bürgerlichen Parteien und der SPD Anlass sein können, etwas gelassener mit den Forderungen der Bergarbeiter umzugehen als in den Wochen und Monaten zuvor.
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  Oberhausen ist eine außergewöhnliche, eine noch junge Stadt, die in Deutschland nur mit Wolfsburg und Eisenhüttenstadt vergleichbar ist. Es ist eine Stadt ohne dörfliche Wurzeln, die ganz allein als Folge der die Region prägenden Schwerindustrie entstand. In kürzester Zeit forderte und formte die Industrie die ganze Vielfalt des städtischen Lebens. Das bewirkte in vielerlei Hinsicht besondere, spannende Verhältnisse. Hinzu kam die Einbindung der neuen Siedlung in die dichte Städtelandschaft der Ruhrgebietes, die seit mehr als einem Jahrhundert ein zugleich konkurrierendes und anregendes Umfeld bildet. Mit diesem Erbe startet Oberhausen ins 21. Jahrhundert, mit diesem Erbe will und muss die Stadt die Herausforderungen der Zukunft meistern.


  Das vorliegende, vierbändige Werk gibt aus Anlass des 150. Jubiläums der Gemeindegründung eine umfassende, zeitgemäße Orientierung über die Geschichte Oberhausens. Herausgeber und Autoren haben dafür eine Darstellung gewählt, die für alle Geschichtsinteressierten lesbar und spannend ist, sich gleichwohl aber auf der Höhe der historischen Forschung bewegt. 35 Autorinnen und Autoren sowie Interviewpartner aus Geschichtswissenschaft, Heimatforschung und dem gesellschaftlichen Leben der Stadt konnten dafür gewonnen werden.


  Entstanden sind vier Bände mit insgesamt über 1.800 Druckseiten. Jeder Band folgt einer eigenen, der jeweiligen Epoche angemessenen Ausrichtung. Band 1 beschäftigt sich mit “Oberhausen in vorindustrieller Zeit” und beschreibt die Stadtteile, aus denen sich ein Stadtraum erst noch bilden sollte. Band 2 hat “Oberhausen im Industriezeitalter” von der Gründung der Antony-Hütte 1758 bis zur Entstehung der modernen Stadt im frühen 20. Jahrhundert zum Thema. Band 3 mit dem Thema “Oberhausen in Krieg, Demokratie und Diktatur” beschäftigt sich mit den Jahren von 1914 bis 1945 und legt seinen Schwerpunkt auf die politische Geschichte. Band 4 bietet unter dem Titel “Oberhausen in Wirschaftswunder und Strukturwandel” Beiträge zu einer Vielzahl von sozialen, wirtschaftlichen, kulturellen, politischen und ökologischen Themen, die vorwiegend die Zeit vom Zweiten Weltkrieg bis zur Gegenwart behandeln.


  Verlag

  Karl Maria Laufen
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warnung.

Von der kommenden Woche an roerden Rriegsgefangene auf unferen Werken
befchaftigt.

Wir haben das Vertrauen 3u unferen Angeftellten und Arbeitern, das fie gegen=
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Oberhaufen, den 13. IRér3 1915. Gutehoffnungshiitte

Aktienverein fiir Bergbau und Hiittenbetrieb.
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Spartakusse!

Profelt-Lerjammlung

am Sonntag, den 5. Januar, vormittegs 11 Uhr auf
dem All- und Sidmarkt in Qberhausen,

Die Spartatuffe Haben den Arbeiterrat gewaltjam ents
feent und wollen bdie Wahlen sur - Natioualverfauumlung

verhindern,
Reive Deutfde, Yein Deutjdjer, der twahlbevedtigt ift,
varf fehlen.

Auf zum Protest!
Die sozialdemokratische Mehrheitspartei.
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OBERHAUSEN

EINE STADTGESCHICHTE IM RUHRGEBIET

Studienausgabe
o

Bt
BAND 3
OBERHAUSEN IN KRIEG, DEMOKRATIE

UND DIKTATUR

Verlag
Karl Maria Laufen
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In einer heute mit dém A. S. R. stattgehabten Besprechung unterzeichneten die’ Fahrer des A. S.R. die nachstehend abgedruckte

. Dem Arbeiter- und Soldtenrat ist zur Kenntnis gekommen, dab in Oberhausen

El'klﬁ rung: das Geracht verbreitet ist, der Arbeiter- und Saxdamnm‘:absi:hup, die am Sonntag,
den 19, Januar stattfindenden Wahlen zur deutsshen Nationalversammiung und preufischen

- Landesversammiung zu storen. Der Arbeiter- und Soldatenrat erkart wiederholt und in

Erganzung seiner zuerst veroffentlichten Erkltrung hiermit ausdracklich, da ihm eine solche

Absicht vollig fernliegt. Der Arbeiter- und Soidatenrat wird sich . jeder Beeinflubung der

Wahlhandlung enthalten und hat seine Orgarie entsprechend angewiesen.
Um Miédeutungen zu vermeiden, wird der A.S.R. weder. vor noch in den Wahi-

lokalen bezw. Wirtschaltsraumen Sicherheitsmannschaiten aufstellen.*
gez. Goppelt. Feldermann. Hasberg.

d Jumglinge, schreitet restlon snr Wahl! Macht¢ von Eurem vor-

Frauen und Jungfrauen, Minner
Das Vaterland ruft! Hecift ihm und Euch!

mehmsten Rechte Gebrauch! Niemand bleibe zuriick!

Dentsche demokratische Partei. Zentrum (christliche Volkspartei).
Deutschuationale Volkspartei. Hilfsansschuss der Stadt Oberhausen.
Deutsche Volkspartei. Kartell der christl. Gewerkschaften.

Verband Oberhausener Beamtenvereine,
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Oeffentliche
Versammlung

Am, Freitag, den 20. d. M.,
§% abends 8 Uhr -3

fiodet i grossan Sasle der

»Union”, Nordstrasse 13,
eine offentliche Versammlung

statt, wm Vorwabrang sinralegen gogen das vou dor jotifen Regiorusg eritiens

Verbot religidser Usbungen und die
Beschrankung des Religionsunterrishts
in der Schuls.

Redner: Herr Oberlandesgerichtseat Beheimer Justizrat Marx

Beichatage- und Landusgeabgwordaotor sus Disseldorl

Wir ladea biormit e chritichen Eltora beider Eonfossinsa usd. alls Freande siner
raligitesn Jogeedorzishung, Miaser und Frauea, dringuod oin upd bitten um zablreiches Eracheionn

Oberhausen, den 18, Desember 1018.

Reichsbakrortand; Fassbondsr, Rechissawals o, Notary
o-Kaisr, Brouibrikuat; O, Goskel, Swaitiarais
ider;  Havenslin, _Obocblrgermeister;

o, Stadilassoubeckbalter; Kopper,
aloasn; Loimar, Riafmson;
Schmts, Oberbalsaistook;

Frings,
Gormgans, Tskior;  Halorkamp,  Markac
Dr. Hooking, Rechissawalt uod. Notar;
Fubrikbesitsor; Lang, Profossor;

Or. Loracheld, Schurat; Sohli
SchuiteKalkman, Fabrikbesiser; Dr, Sohsze-Berge, Sanickirat: Speiman, Bicker.
moiser; _ Werioh, {obal Weatzal, Stadusekrotar; Wisbecks, Febrstaiger;
Wims. Heloich, Kaofmano; Wilms, Gebeimer Justizra.
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Wt Sty i Ottt Wi, Dbt By v Bupnt.

Mitbirger!

Ber Fervor bex bol(femififden Elemente in Tanbe fowsi!
wit in unferer Baterfadt ot jedes ertriliae Sef Bbecidritten

Teben und, Gigentum des ruplgen Bicgers fud-ber Wik

. (hrupeliofer Gemaitmenfden preisgegeben!

Bus el {ebes reglig Deskenden lefut 4 axf grgen
Befe Shregensherriadi!

Wir Laffen uns das nicst mebe gefallen!

Bir fordern borum Die gefomten, muf driffiden oden,
febenden Birger Oberhonfens ju claer gemaltigen

Maffeniundacbung

am Sonntag, den 12, Januar auf,

€in qrofer Demonfrafionsjng ducd die StaM, Verfomnisng
anf ciuem Ifentiigen Piage 1o Anfpreden dovtilhg fub geplont,
o

flammender Protejt

eehoben werden gegen Terrorismms wnd Dergemallignng der Srger:
ligen Freigeit.

Deutiche demoBratifche Pavtei.
Deutjcle Dolbspartei.

3u diefer Fuubgebung verfommetn fd dle Beger der eine
jeinen Stadtbejiche euf gecigueten Pigen md jwar:
Bie Bewsguer won Tirid nm 2 Wir nedumitt. anf yem Pioge vor
ber atporinentirde,
Die Sewobmer oom Sqlefffofbick mm 2 e em Shladiff
(Tndeadttoske),
Bt Bewshuer vox Alfaden s 1° Ufr auf dem Anfoniusplage,
Die Bemofner vom Jeidbesirk um 2 Wy auf dew Plag an der Rlarafr,,
oon Styrum um 2 Mie anf dem Jofefsplet,
vom Nolewdbesirh wm 2 Whr an der Rolowd(dule,
ppenbesich m 2 Hor anf dew Enappeamerst,
rghejivk um 2 Hoc in der Bismerdfrefe,
(Bifyeimerfrafe),
vom Alfmorktbeirk wm 2 o ouf dem Sndudriegelinde,
(iwifhen Jndufries und Tofjringerfe).
Hein Biirger Oberbanfens bleibe juriick!
Die juridgehelrien Frontloldaf Dringendf gebeten, l.l
[Mniferm an dicfer Bmudgetang des Doltsuifens feljunehmen,
€8 ailt unfever politiichen und religidien Sreibeit!
€s gilt unferer wirtichaitlichen Sutunit!

*

€5 gilt dev Sicherung der Uationalveriammiung?
Deutichnationale Volbspartei.

Bentrum (chriftl. demobr. Dolbsparvtei).

Karvtell der chriftlichen Gewerlichaften.
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Geschifts- | Deutsche Deutsche Kriegsgefangene | Summe

jahr Arbeiter Arbeiterinnen und Belgier
1913/14 3.583 —: - 3.583
1914/15 2.864 = 22 2.886
1915/16 3.614 594 464 4.672
1916/17 5.473 1.565 1.087 8.125
1917/18 7.611 2.825 2.025 12.461
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Sehauspielhaus Oberhausen

Direktion: Drilckhammer—Fredy Plel
WilheImshdhe, Kaak's Saal, Noumarkt,

‘Weogen dor sar Zdit herrschended Verkehrssohwierigkeiten und
eines Verbots des Weseler A.- und S.-Rates war es der

Direklion unmdglich, am verflossénen Sonntag die angekilndigte
Vonuung stattfinden ru lassen, %
.

Sonntag, den 17. November 1818, abends 7'/s Uhr:

Wenn Ménner schwindeln

Operstte in 3 Akten.

Musik: Mitglieder der Garnisonkapelle Wesel
Kassendifnung 7 Uhr. Antang 7's Ubr.

Préise der Plhize: im Yorverkant Sperrsitz 8.5, 8.3, 318 Mk,
1 Piatx 2.00 Mk, IL Plate 135 Mk An dor Abendkasse 35 Plg..Zu-
schlag.  Ververkau! in der Geschiftsstelle der Oberbausener Volks-
seitong, Sickmannstr, 74 wnd im TheatersRestaurant lnk. Neumarkt,
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Rittaghoft Abendkoft

Donnerstag| Raffee 0,010 kg | DPelufchkenfuppe |[SiiBeGraupenfuppe
Brot 0,338 kg | pelufchken 0,100 kg | Graupen 0,075 kg

Judcker 0,010 kg | prerdefleiich 0,100 kg | Speifemehl 0,050 kg
Rartoffelflocken 0,050 kg | 3ucker 0,025 kg

Dorrgemiife 0,050 kg | Wiirshiife 0,080 kg
Speifemehl 0,030 kg
fett 0,005 kg
Wiirse 0,010 kg
Sal3 0,020 kg
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Geschaftsjahr Erzeugung Eigenverarbeitung Lieferungen an Fremde
(Tonnen) (Tonnen) (Tonnen)
1913/14 = = =
1914/15 6.783 3.754 3.092
1915/16 102.814 70.568 32.861
1916/17 159.497 123.202 44.783 *
1917/18 160.518 167.423 49.307 *
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Oberhausen Sterkrade Osterfeld

Absolut|  Prozent| Absolut| Prozent| Absolut| Prozent
Wahlberechtigte 49.897 ca. 22.000 ?
Wahlbeteiligung 36.485 73,1 % 18.437 84,2 % 10.778 ?
Zentrum 13.452 36,9 % 7.802 42,3 % 5.694 52,8 %
SPD 12.800 351 % 6.862 372 % 2.374 22,0 %
USPD - - 792 7.3 %
DVP 6.666 18,3 % 2.563 13,9 % 920 8,5 %
DDP 2.110 5,9 % 701 3,8% 85 0,8 %
DNVP 1212 3,3% 509 2,8 % 913 8,5 %
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Geschifts- |Deutsche |Deutsche |Kriegs- Belgier |Grie- Straf- Summe
jahr Ménner | Frauen | gefangene chen gefangene
1913/14 14.988 = = = = = 14.988
1914/15 11.411 = 50 = = = 11.461
1915/16 10.068 - 1.755 171 — — 11.994
1916/17 9.829 613 2.956 1.446 = 37 14.871
1917/18 10.639 631 2.604 871 19 64 14.828
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